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Das Odium-Ramm-« Revier
Am i. Oktober d. J. hat die Prager Regierung der ultimativen Forderung Polens

nach Uebergabe des Gebietes westlich der Olsa gefügt. Daraufhin hat am 2. Oktober die

Besetzung des Gebietes durch polnische Truppen begonnen. Am

10. Oktober hat die Aktion mit der Besetzungder Stadt Karwin ihren Abschlußgefunden.
Auf diese Weise sind die Politischen Bezirke Tschechisch-Teschen und Freistadt
ohne Abstimmung aus der tschechischen in die polnische Herrschaft übergegangen. Es

handelt sich um ein Gebiet von etwa 800 Quadratkilometer, das sich von der strategischen
Schlüsselstellungdes Jablunkapasses im Süden bis zu dem bedeutenden Verkehrsknoten-
punkt Oderberg im Norden erstreckt.

»Drehscheibe«des kontinentalen Verkehrs
Der Wert, den dieses Land für seinen Besitzerdarstellt, ist nicht in seiner räumlichen

Ausdehnung und auch nicht in der Zahl seiner Bewohner zu suchen. Mit 217 000 Ein-

wohnern und einer Fläche von 800 Ouadratkilometern macht dieses Gebiet kaum

0,8 v. der GesamtbevölkerungPolens und einen verschwindenden Teil der polnischen
Staatsfläche aus. Der Wert dieses Landes beruht 1. auf der Einzigartigkeit seiner geo-

graphischen Lage und 2. auf den Bodenschätzen,die die Grundlage einer stark entwickelten

Schwerindustrie bilden. Das Land liegt im Bereich der Mährischen Pforte. Dort treten die

vom MöhrischenGesenke kommende Oder und die in den Beskiden entspringende Weichsel
auf kurze Entfernung aneinander heran. Ueberdiesreicht von Süden her die Donau

durch die Nebenflüsseder M a r ch bis dicht an die MährischePforte heran.. Der Gedanke,
diese drei großen Stromgebiete miteinander zu verbinden, liegt nahe; er ist schon oft
erörtert worden. Jm Ostrau-Karwiner Gebiet laufen mehrere der bedeutendsten B a h n -

lin i e n Europas zusammen. Ueber Oderberg—Teschen-Jablunkau führt die von

Breslau nach Budapest bzw. Kaschau führende Bahn. Ueber Oderberg—Mährisch-
Ostrau geht die Hauptstrerke von Breslau nach Wien. Das Gebiet ist
eine der bedeutendsten »Drehscheiben«des. kontinentalen Verkehrs. N e u - O d e r b e r g

besitzt den größten Bahnhof der Tscl)echo-Slowakei. Auch der Bahnhof von Tschechisch-
Teschen ist in den letzten Jahren erheblich ausgebaut worden. Ueber die Grenzstationen
S e i b e r s d o r f u n d T e s ch e n (beide an der bisherigen Olsagrenze gelegen) sind,
wie Prof. Nomer im Jahre 1934 auf dem Jnternationalen Geographenkongreßin War-

schau berichtet hat, 45 v. der auf dem Landwege befördertenAusfuhr Polens gegangen.
Ueber die durch das Teschener Schlesien führendenBahnen geht fast der gesamte polnische
Export nach der Tschecho-Slowakei, Oesterreich, Ungarn und den anderen südöstlichen
Ländern. Daß auch das D e u t sch e N e i ch an diesen Bahnen ein hervorragendes Inter-

esse besitzt, geht ohne weiteres aus der Tatsache hervor, daß sich der Warenaustausch
Ostdeutschlands mit dem europäischenSüdosten über diese Bahnen vollzieht. (Jm Jahre
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1913 haben täglich 86 Güterzüge und 34 Personenzügezwischen Natibor Und Oderberg
die Neichsgrenze passiert!) Die Befürchtung liegt nahe, daß die Qkku-

pierung des großen Eisenbahnknotenpunktes Qderberg durch

Polen sich auf die Abwicklung des deutschen Südostverkehrs
hinderlich auswirken wird.

Kohle, Koks, Stahl und Eisen

Wirtschaftlich ist das Teschener Gebiet, das mit dem benachbarten Mährisch-
Ostrauer Bezirk eine wirtschaftliche Einheit bildet, von beträchtlichemWert. Das ober-

"

schlesischeKohlenbecken reicht in

den Raum von Mährisch-
Ostrau, Oderberg, Orlau, Kar-

win und Freistadt, also in den

nördlichenTeil des von Polen
okkupierten Gebietes und in den

westlichbenachbarten mährischen
Gebietsteil hinein. Das O st ra u -

Karwiner Nevier ist das

größteund wertvollste Kohlen-
revier Oesterreich-Ungarns ge-

wesen; es hat mehr als die

Hälfte der österreichisch-ungari-
schen Steinkohlenerzeugung ge-

liefert und nicht nur Möhren
und Böhmen, sondern auch Un-

garn
und die deutschen Alpen-

änder versorgt. (Die Stadt
Wien hat bis zum Kriegsende
ihre eigenen Kohlengruben bei

Dziedzi an der ·schlesisch-polni-
schen renze gehabt.) M ehr
als vier Fünftel der

tschecho-slowakischen Steinkohlencrzeugung entfallen auf dieses
Revier. Es handelt sich um besonders hochwertigeverkokungsfähige
Kohle. Die Kohlenproduktion des Neviers hat im Jahre 1937 12 354 000 Tonnen

betragen. Davon sind im Jnland 72 v. abgesetzt worden, der Nest ist ausgeführt
worden. Wenn nun Polen mit dem Bezirk Freistadt in den Besitz eines Teiles des

Ostrau-Karwiner Neviers gelangt ist, so kann man keineswegsbehaupten, d a ß P o l e U

andiesem Zuwachs an Steinkohlenvorkommen ein leben«swich-
ti e s J n te r esse b efitz t. Das leuchtet ohne weiteres ein, wenn man folgende
Za len betrachtet: Die Steinkohlenförderung Polens hat im Jahre 1930 rund 37,50
Mill. und im Jahre 1937 rund 36,22 Mill. Tonnen betragen. Für eine solche Kohlen-
menge hat Polen im eigenen Lande keinen Bedarf. Jn den letzten10 Jahren ist jeweils
rund ein Drittel der polnischen Steinkohlenförderung ausge-
führt worden. Es trifft zwar zu, daß Polen bisher an einem gewissen Mangel an

verkokbarer Kohle gelitten hat« Dieser Tatsache, die von polnischer Seite als

Argument für die Notwendigkeit der Angliederung des Karwiner Neviers an Polen vor-

gebracht wird, ist jedoch entgegenzuhalten, daß Polen in dem Gebiet ösilich der Olsa
bereits ausgedehnte Vorräte an hochwertiger Kokskohle besitzt, deren Ausbeutung es

bis-her freilichversäumt hat. Durch die Aneignung des östlichenTeils des Qstrau-Karwinek
Reviers wird der Besitz Polens an Kohlenvorkommen in eine-r über

die Bedarfsverhältnisse hinausgehenden Weise vergrößert.
Die leicht vorauszusehende Folge wird sein, daß Polen seine Stellung als Kohlenlieferant
der Donauländer weiter ausbauen und seine handelspolitische Position diesen Ländern
gegenüber festigen wird, — wobei besondere Beachtung verdient, daß der Kohlenexport
in die Donauländer für Polen gute Gewinne abwirft, während die Kohlenausfuhr über
See für Polen ein Verlustgeschäftdarstellt-
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Die für den Hochofenbetrieb verwendbare Kohle des Ostrau-Karwiner Reviers bildet
die Grundlage einer hochentwickelten Schwerindustrie. E t w a d r e i V i e r t e l d e r

tschecho-slowakischen Noheisen- und Nohstahlerzeugung sind in

diesem Revier konzentriert. Als die größten Betriebe der Roheisen-
e rze ug u n g sind die Bergbau- und Eisenhütten-Gewerkschaftin Witkowitz südlichvon

IRährisch-Dstrau und die Ber - und Hüttenwerks-Gesel.lschaftin Trzynictz in der Nähe
von Teschen zu nennen. Das zitkowitzerWerk, das vor dem Kriege etwa 22 000 Mann

beschäftigthat, hat im Jahre 1937 754 300 Tonnen Noheisen er eugt. Die Produktion
des Trzynietzer Werkes hat sich im gleichen Jahre auf 485 195 onnen belaufen. Das

sind 74 v. der gesamten tschecho-slowakischenNoheisenerzeugung gewesen! Bei der

N oh st a h le r z e u g u n g ist es nicht anders. Jm Jahre 1937 hat das Eisenwerk Wit-

kowitz 786 687 Tonnen, die Berghütte Trzynietz 560 781 Tonnen und das Eisenwerk
Hahn in Qderberg 86 000 Tonnen Nohstahl erzeugt, d. h. 62 v. der tschecho-flowa-
kischen Gesamtproduktion. Dasselbe Bild ergibt sich bei der W a l z w a r e n e r z e u .-

gung· Diese hat im Jahre 1937 in Witkowitz 586 980 Tonnen, in Trzynietz 468 048

Tonnen und in Oderberg 60 000 Tonnen betragen, d. 6 4 v. der tschecho-slowakischen
Gesamtproduktion. Die Tschecho-Slowakei hat (unter Zugrundelegung dieser Zahlen) an

Polen fast 30 v. seiner Noheisenerzeugung, rund 28 v. H. seiner Nohstahlerzeugung und

etwa 34 v. H. seiner Walzwarenerzeugung verloren. Darüber hinaus fallen mit den beiden

genannten Bezirken zahlreiche weitere industrielle Großbetriebe in polnische Hand. Es

seien nur erwähnt die großen N ö h r e n w e r k e in Oderberg und Freistadt, die gewaltigen
Eisenbahnwerkstätten in Oderberg, die Kabel- und Drahtwerke in

Qderberg mit einer Beleg chaft von 1000 Mann, die Dderberger M i n e r a l ö l -

raffi nerie n mit einer ahresproduktion von über 50000 Tonnen und einer Beleg-
schaft von etwa 500 Mann, ferner Benzin-, Schmieröl- und Kerzenfabri-
k e n und andere Betriebe der chemischenJndustrie in Oderberg und Petrowitz, schließlich
LMaschinen-, Schrauben- und Nagelfabriken in Freistadt, Papier-,
Textil-, Möbel- und Lederfabriken im Beskidenvorland uam.

Mit den Bezirken Teschen und Freistadt hat Polen einen g e w a l t i g e n Z u w a ch s

an industrieller Produktionskraft erhalten. Die Steinkohlen-
produktion im besetzten Olsagebiet beläuft auf über 20 v. der bisherigen Stein-

kohlenförderungPolens. Die HüttenkokserzeugungPolens wird durch die Gebiets-

erwerbung um rund 33 v. vermehrt. Die Steigerung der Nohstahlerzeugung beläuft
sich auf etwa 45 v. Bei der Noheisenerzeugungbeträgt der Zuwachs sogar 67 v.

und bei der Walzwarenerzeugung etwa 55 v. Für Polen hat sich der Einsatz also
gelohnt, wenn man bedenkt, daß es in der Teschener Frage im wesentlichen als der Nutz-
nießer der Politik anderer Mächte aufgetreten ist. Es ist in den Besitz eines überaus

reichen Erbes gelangt, zu dessen Schafong es von allen beteiligten Faktoren den relativ

geringsten Beitrag geliefert hat.

Das Deutschtum westlich der Dlsa
Wenn man vom Teschener Schlesien spricht, kann man die Deuts chen, die dort

sitzen, nicht unerwähnt lassen. Daß es die reichsdeutschePresse in ihren Berichten über die
Annektion des Gebietes westlich der Olsa durch Polen fertig gebracht hat, das Vor-

handensein einer deutschen Volksgruppe in diesem Gebiet einfach nicht zur Kenntnis zu
nehmen, ist schwer zu verstehen, zumal es sich bei den dortigen Deutschen um eine Volks-

gruppe handelt, die —- un eachtet spätererZuwanderungen — ebenso wie das Deutschtum
in Siebenbürgen, in der Zipsund im Baltikum auf eine 7 00jährige Geschichte
zurückblickenkann. Bis zum Umsturz von 1918 haben die Deutschen die kultur-
t r a g e n d e O b e r s ch i ch t im Lande gebildet. Nur am Westrand des Teschener Landes
und im Mährisch-Ostrauer Nachbargebiet sind ihnen schon damals die Tschechen als

Wettbewerber ur Seite getreten. Dagegen hat sich das Polentum fast durchweg aus

proletarischen Glementenzusammengesetzt Die Deutschen sind d i e U r h e b e r d e r J n -

d u st r i e dieses Landes. Vor dem Kriege haben sich noch die meisten Industrie-
unternehmungen in deutschen Händen befunden. Daneben hat damals allerdings schon
ein bedeutender d i s ch e r E i n f l u ß in der Industrie ebenso wie im Handel bemerkbar

gemacht. TschechischeFabrikbesitzer hat es damals nur vereinzelt und polnische so gut
wie gar nicht gegeben. Das Deutschtum des Teschener Landes und des benachbarten
IRührisch-Ostrauer Gebietes bildet eine fast durchweg städtische Bevölke-
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r u n g s s ch i ch t. Es gehört dem gehobenen Arbeiterstand, dem gewerblichen Mittelstand
und dem besitzendenBürgertum an. Obwohl es vor dem Kriege nicht mehr als ein reich-
liches Fünftel der Bevölkerungdes Herzogtums Teschen ausgemacht hat, sind von ihnen doch
nicht weniger als wei Drittel der Gesamtsteuerleistung aufge-
bracht worden. Das eutschtum ist auf Gedeih und Verderb mit der Jndustrie des

Landes verbunden. Die Altgewerbe der Schneider, Schuster, Bäcker, Fleischer usw. sind
mit der· fortschreitenden Konzentrierung des Deutschtums im industriellen Wirtschafts-
sektor während der letzten Vorkriegsjahrzehnte zum großen Teil in nichtdeutsche Hände
übergegangen.Trotz des Fehlens einer bäuerlichenUnterschichtbildet das Deutschtum eine

tief bodenständigeBevölkerungsschicht,die allen Berdrängungsmaßnahmengegenübereine

bemerkenswerte Widerstandskraft an den Tag gelegt hat.
Vor dem Kriege hat das Deutschtum das durchaus maßgebende

Element in den Städten gebildet. Jn Qderberg, Friedek und Teschen
hat es 60 v.H., in Freistadt 35 v.H. und in Trzynietz 25 v. Deutsche gegeben.
Auch die anderen größeren Jndustriegemeinden haben zumeist größere deutsche Bevölke-
rungs ruppen gehabt, vor allem die in der Oderberger Nordwesterke des Teschener
Schlesgiengelegenen Gemeinden wie G r u s ch a u (48 v. S ch ö n i ch el (62 v. H.),
ferner L e s k o w e tz nördlich von Friedek (31 v. S ch i b i tz südlich von Teschen
(31 v. uam. Auch die großen Jndustriestädte des mährischenNachbargebietes haben
vor dem Kriege eine deutsche Mehrheit gehabt; in Mä h risch-O st r a u hat der deut-

sche Anteil damals etwa die Hälfte und in W i t k o w i tz rund zwei Drittel betragen. Die

staatliche Umwälzung hat die Stärke und Bedeutung des Deutschtums naturgemäß erheb-
lich geschwächt. Mehrere Tausend Deutsche sind durch politische und wirtschaftliche
Zwangsmaßnahmen ins Reich oder nach Oesterreich a b g e d r ä n g t worden. Auf der

anderen Seite haben sich Massen tschechischerBeamten und Arbeika im Lande nieder-

gelassen. Trotzdem hat sich das Deutschtum zum großen Teil gehalten. Es stellt immer
»

noch einen beachtlichen Faktor in dem 1920 der Tschecho-Slowakei zugesprochenen Teil des

Teschener Schlesien dar, wenn bei der V v l k s z ä h l u n g v o n 1 9 3 0 in den drei

Politischen Bezirken Teschen, Freistadt und Friedek auch nur 22 000 Deutsche festgestellt
worden sind. Jm wesentlichen lassen sich drei deutsche Mittelpunkte in dem von

den Polen okkupierten Gebiete erkennen: i. die Gemeinden T s ch e ch i s ch - T e s ch e n ,

Schibitz, Konskau und Trzynietz, in denen es nach der Volkszählung von

1930 11 543 Deutsche gegeben hat, 2· die Gemeinden F r e i st a dt u n d K a r w i n , wo

die genannte Zählung 2 691 Deutsche festgestellt hat, und Z. die Gemeinden O d e r b e r g ,

N e u - O d e r b e r g u n d P u d l a u , in denen damals 6 526 Deutsche gezählt worden

sind. Jn all’ diesen Gemeinden hat das deutsche Element bei den Gemeindewahlen d. J.

seine politische Bedeutung und zahlenmäßigeStärke zur Geltung gebracht.
Besonders verdient folgende Tatsache hervorgehoben zu werden: D e r n o r d ö st l i ch e

Zipfel des von den Polen okkupierten Gebietes mit den wirtschaftlich und verkehrs-
politisch äußerstwichtigen Gemeinden Oderberg, Neu-Oderberg und Pudlau
hat noch gegen Ende des Krieges ein deutsches Mehrheitsgebietgebildet,
das mit dem geschlossenen deutschen Bolksboden des Natiborer
Gebietes und des Hultschiner Ländchens in unmittelbarem Zu-
sa m m e n h a n g st e h t· Bei den Volkszählungen von 1921 und 1930 hat sich in diesen
drei Gemeinden folgende Nationalitätenzusammensetzung und bei den

Bezirkswahlen von 1935 folgende nationale S t i m m e n v e r t e i l u n g (ohne die

kommunistischenStimmen) ergeben:

Volks-inhn 1921 Volks-zähe 1930 Wahl 1935

dtsch. tsch. pol. dtsch. tsch. pol. dtsch. tsch.spol.

Neu-Oderberg . . 3713 2479 958 3913 4864 718 2233 2183 389

Oderberg . . . . 909 938 413 720 1 756 449 269 761 264

Pudlau . . . . . 1823 1087 390 1893 1946 182 1022 694 219

Insgesamt . . . . 6 445I4504 1 761 6 526 8566 1 349 3524 36381872

Bei der Volkszählung von 1921 hat es im Gebiet der drei Gemeinden also eine absolute
deutsche Mehrheit gegeben. Wenn bei der Zählung von 1930 eine tschechischeMehrheit
festgestellt worden ist, so muß das in der Hauptsache auf die starke Zuwanderung tscherhi-

Gemeinden
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scher Beamten und Arbeiter zurückgeführtwerden. Die Wahlen von 1935 haben in Neu-

Oderberg eine relative und in Pudlau eine absolute deutsche Mehrheit erbracht. Ganz ein-

deutig geht aus den Volkszählungs- und Wahlergebnissen hervor, daß d a s p o l n i sch e

Element im Dderberger Zipfel nicht einmal 10 v.H. der Bevölke-
r u n g a u s m a cht (nämlich in Oderberg 15,2 v. H» in Neu-Qderberg 6,5 v. und
in Pudlau 4,5 v. daß also die Zuteilung dieses wichtigen Gebietes an Polen von

der volkspolitischenSeite her in keiner Weise rechtfertigen läßt1).

Slonsakische Frage und Neutralitätsgedanke

IRan kann nicht vom Deutschtum des Teschener Schlesien sprechen, ohne das S l o n -

sa k e n tu m zu erwähnen. Wenn dieses altansässige Element seit dem Umsturz von

1918s20 durch die im Lande herrschenden nationaltschechischen und nationalpolnischen
Tendenzen politisch überfremdet zu sein scheint, so ist es in einem Augenblick, in dem

die Frage der staatlichen Zugehörigkeitdes Teschener Schlesien erneut aufgerollt worden

ist, immerhin lehrreich, sich daran zu erinnern, wie sich d a s S t a m m e s b e w u ß t s e i n

des Slonsakentums vor dem Kriege gegen die nationale Ueber-

fremdung vom Polentum her aufgelehnt und dabei Anlehnung
am Deutschtum des Landes gesucht hat. Diese Auflehnung hat in der im

Jahre 1909 ins Leben gerufenen ,,S ch l e s i s ch e n V o l k s p a r t e i« ihren politisch
sichtbaren Ausdruck gefunden. Diese Partei, deren Gründer und geistiger Führer der

damalige Qberlehrer aus Skotschau und spätere Bürgermeistervon Tschechisch-Teschen,
J osef K o z d on , gewesen ist, hat bei den Wahlen der Jahre 1910 und 1911 beträcht-
liche Erfolge zu verzeichnen gehabt. Es muß leider festgestellt werden, daß man a u f
deutscher Seite für diese slonsakische Heimatbewegung kein

genügendes Verständnis aufgebracht und deren Bedeutung für die politi-
sche und kulturelle Stellung des Deutschtums im Lande nicht richtig eingeschätzthat,
wogegen man auf polnischer Seite die Gefahr, die der heimatrechtliche Aktivismus des

Slonsakentums für die Polonisierungsbestrebungen heraufbeschwörenmußte, sofort erkannt

und entschieden bekämpft hat.

Jm Zusammenhang mit der slonsakischenFrage es ist, wenn vielleicht auch nur historisch,
interessant, einen Blick auf gewisse Bestrebungen, die damals im Teschener Schlesien
bemerkbar gemacht haben, zu werfen. Gemeint sind d i e Ve rsuch e ein e r N e u -

tralisierung dieses Gebietes. Hierüber hat es in der »Staatserklä-
r u n g über den Umfang, die Grenzen und die Beziehungen des Staatsgebietes von

Oesterreich«,die von der Provisorischen Nationalversammlung in Wien am 22. No-
vember 1918 abgegeben wurde, geheißen:»Das Industriegebiet im äußerstenNorden, Ost-
mähren und Ostschlesien, einschließlichder Sprachinseln BielitzkBialO bilden mit ihrem
Bergbau und ihrer Industrie ein einheitliches Wirtschaftsgebiet, auf das

die Staaten Deutschösterreich,der tschecho-slowakischeStaat und der polnische Staat

gleichermaßenAnspruch haben, zumal es auch durch seine Eisenbahnen und seine Wasser-
straßen für jeden von ihnen die größte Bedeutung hat. Schon hierdurch ist der zwischen-
staatliche Charakter dieses Gebietes festgestellt. Deshalb ist dieses einheitliche Wirtschafts-
gebiet als zwischenstaatliches Verwaltungsgebiet der drei Staaten

mit einer von ihnen zu vereinbarenden zwischenstaatlichen Ver-

waltung völkerrechtlich zu gestalten. . ." Diesen von der Wiener

Nationalversammlung zur Debatte gestellten Neutralitätsgedankenhaben die deutschen
und die slonsakischen Kreise des Teschener Schlesien zu eigen gemacht. Jn einer von diesen
Kreisen der Friedenskonferenz überreichtenDen kschrift hat es dazu geheißen:»Das
ostmährisch-schlesischeIndustriegebiet, umfassend den politischen Bezirk Mährisch-Ostrau,
die Stadt Mistek mit Kolloredow und das ganze Herzogtum Teschen (Ostschlesien) bildet

fortan ein neutrales Gebietmit allen Attributen staatlicher Selb-

st ä n d i g k e i t. Der Völkerbund stellt die Unverletzlichkeitdieses neutralen Gebietes unter

seinen Schutz. Die Regelung der nationalen Verhältnisse hat a uf d e r G r u n dla ge
der vollen nationalen Autonomie, die bis zur Anerkennung des individuellen

1) Der Oderbergcr Zipfel ist von polnischen Truppcn zwei Tage früher besetzt werden, als ursprünglich
vorgesehen war. Diese Eile erklärt sich sehr einfach aus der eindeutig gegen Polen sprechenden Naiionalitatem
zusammensetzung der Bevölkerung dieses Gebictszipfels. Ossensichtlich haben die Polen eine Selbsthilseakiion der

Bevölkerung gegen die ihr drohende Unierwersnng unter den politischen Staat gefurchtet.
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Selbstbestimmungsrechtes hinabreicht, und unter Wahrung der besonderen nationalpoliti-
schen und kulturellen Verhältnisse dieses Gebietes sowie unter Berücksichtigungder wirt-

schaftlichen Kraft des deutschen Volksstammes zu erfolgen.« Ein e p o s i t i v e W i r -

k u n g haben diese Forderungen, hinter denen damals keine reale Macht stand, auf die

Entscheidungen, die in Paris gefällt wurden, n ich t a u s z u ü b e n v e r m o ch t. Für die

Friedensmacher in Paris haben nicht die deutschen Interessen und auch nicht die Wünsche
der Slonsaken, sondern lediglich die Machtansprüche der um das Teschener Land streiten-
den Polen und Tschechenzur Debatte gestanden. D i e E ntsch e i d u n g ,

d i e d a m als

von den Westmächten über das Teschener Schlesien gefällt
worden ist, hat die Interessen und Wünsche der Deutschen und

Slonsaken in keiner Weise in Rechnung gestellt-)-

Die Polen im okkupierten Gebiet

Es verdient festgehalten zu werden, daß Polen o h n e V o l k s a b st i in m u n g in den

Besitz der Bezirke Teschenund Freistadt gelangt ist. Polen hat sehr genau gewußt,warum

es die Abtrennung dieser Bezirke von der Tschecho-Slowakei ohne Volksbefragung ver-

langt hat. Man braucht nur einen Blick auf die Ergebnisse der Volkszählung von 1930

und der Bezirkswahlen von 1935 zu werfen, um die Scheu Polens vor einer Abstimmung
durchaus verständlichzu finden. Jn den Bezirken Tschechisch-Teschenund Freistadt, die

von den Polen abstimmungslos okkupiert worden sind, ergibt sich folgendes Bildt

Bezirk
Volkszählung 1930 Wahlen 1935

Zahl der Polen v. H. Politische Stimmen v."H.

Teichen 41 685 51,4 14 685 35,7
Freistadt 34 545 25,6 «

14 495 205

Demnach hat esunter den 217 000 Bewohnern des von Polen okku-

pierten Gebietes nach Maßgabe der Volkszühlung von 1930 nur rund 35 v.H.
Polen gegeben;«und bei den Wahlen von 1935 sind von den insgesamt ab-

gegebenen 112 000 Stimmen nur rund 26 v.H. polnische Stimmen

ZwesewBemerkenswert ist, daß von den Polen bei den Wahlen bei weitern nicht der

omhundertsatz, den die Volkszählung festgestellt hat, erreicht worden ist. Die polnischen
Parteien haben bei den Wahlen von 1935 in nur 15 von 55 Gemeinden des Teschener
Bezirks meist sehr knappe Mehrheiten erzielt. J m B ezirk F r e i st a dt haben sie in

keiner einzigen der 31 Gemeinden eine Mehrheit gehabt. Wenn
die Gemeindewahlen d. J. den polnischen Parteien auch einen (übrigens nicht allzu
beträchtlichen)Stimmenzuwachs gebracht haben, so wird man doch zugeben müssen,daß
die angeführten Bolkszählungs- und Wahlergebnisse die polnische Behauptung, daß die

beiden genannten Bezirke »im Namen des Selbstbestimmungsrechtes«zu Polen ,,zurück-
ekehrt« seien, in einem sehr merkwürdigenLicht erscheinen lassens). Die Sorge des ,,Kurjer

gpoznanskiEdaß die Veranstaltung einer Volksabstimmung im Bezirk Friedek sich unvor-

teilhaft auf die Beurteilung der Vereinigung der Bezirke Teschen und Freistadt mit Polen
auswirken müsse, ist ohne Zweifel begründet.

2) Jn diesem Zusammenhan sei daran erinnert, dasz
die Polen sowohl wie die Tschcchen, nachdem der Oberste

Rat im September 1919 die urch ührung einer in ormatorischen Volksabstimmung beschlossen hatte,
die Bedeutung der deuts en und slonsalischen Stimmen für den Ausgan der

Abstimmng sDehrhoch eingeschätzt haben. So haben die Polen damals in Verband ungen
Fuh un mit den eutschen des Te chener Landes gesucht und ihnen in berechtigter Sorge um den Ausgang
der Vo ksbefragun weitgehende Zusicherungengegeben. Sie haben den Deut chen u. a. versprochen, dem »Teschener
Gebiet die vo le Autonomie zu gewahren, in Teichen eine eutsche Universttat und

eine deutsche Bergschule zu errichten, sich nicht in die inneren Angelegen-
heiten der deutschen Bollsgruppe zu mischen und die aus dem Teschener Schlesien stammen-
den Offiziere und Mannschaften ausschlie lich in heimischen Garnisonen zu stationieren. Was von

derartigen politischen Zusicherungen zu ha ten ist, haben die letzten 20 Jahre hinreichend gezeigt.
I) Die polnische Gesandt chat in ra hat egen eine Verlautbarung von amtlicher ts echtscher Seite wonach

es in den von Polen okkupifertefnBezqizrkegiTeschenund Freistadt nur 76900 Polen gegetilither136000 Deutschen
und Tsche en gebe, Einspruch erhoben. Dieser Protest ist nicht recht verstandlich, da die polnischeSeite kaum in

der Lage ein wird, zu beweisen, daß es mehr Polen in den«beiden genannten Bezirken gibt. Es gibt für die

polnische ite ein sehr einfaches Mittel, die tatsächliche Starke des polnischen Elementes nachzuweisen: Volks-
ab timmung unter internationaler Kontrolle-. Da sie sich dazu nicht verstehen tojll, muß«sie es schon dulden,
da sich die internationale Oe entlichkeit bei der Beurteilung der »Nationalitatenverhaltmsseder fraglichen
Gebiete an die greifbaren Unter agen hält; das sind eben die Volkszahlungs- und Wahlergebnsisse.
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Der polnische Volkstumskampf hat begonnen
Die ersten Maßnahmen, mit denen sich Polen bei der Bevölkerung des okkupierten

Gebietes eingeführthat, scheinen wenig geeignet, bei der ganz überwiegendnichtpolnifchen
BevölkerungZuneigung und Vertrauen zu der neuen Herrschaft zu wecken. Schon der

Umstand, daß das okkupierte Gebiet dem Machtbereich des Wojewoden Grazynski zugeteilt
worden ist, kann man als taktisch unklug bezeichnen. Die Leidtragenden der ersten polni-»
schen Verwaltungsmaßnahmensind, was besonders hervorgehoben zu, werden verdient,
keineswegs nur die Tschechen, sondern auch die Deutschen und die Slonsaken
gewesen. So hat die polnische Verwaltung in dem okkupierten Gebiet zunächsteinmal

sämtliche deutsche Schulen geschlossen; die Frage, ob und in welchem
Umfang diese Schulen ihren Betrieb wieder werden aufnehmen können, ist offen geblieben.
Weiter ist durch eine Verordnung des Negierungskommissars für das okkupierte Gebiet

die polnische Sprache als alleinige Amtssprache eingeführt
worden. Dadurch ist nicht nur das Tschechische,sondern auch das Deutsche, das unter

tschechischerHerrschaft als Amtssprache unter gewissen Voraussetzungen zugelassen war,

abgeschafft worden. Zugleich ist bestimmt worden, daß alle F i r m e n n a m e n , ohne
Rücksichtauf die Volkszugehörigkeitdes Inhabers, a u s s ch l i e ß l i ch in p o l n i s ch e r

S p r a ch e geführt werden müssen. Auch ist die bisher üblicheM e h r sp r a ch i g k e it

d e r S t r a ß e n s ch i l d e r zugunsten der ausschließlichenVerwendung der polnischen
Bezeichnungen a b g esch a f ft worden. Neben diesen und ähnlichenBemühungen, den

tatsächlichengemischtvölkischenCharakter des okkupierten Gebietes zu verwischen, gehen
Niaßnahmen einher, die auf eine personelle und kapitalmäßige Poloni-
sierung des Wirtschaftslebens abzielen. Eine der ersten Maßnahmen der

polnischen Verwaltun ist es gewesen, daß für die großen Industrieunter-
nehmungen des ebietes Negierungskommissare ernannt worden sind,
und zu deren ersten Maßnahmen hat es gehört, die den Polen unerwünschtenElemente
aus der Angestellten- und Arbeiterschaft zu entfernen. Weiter ist verfügt worden, daß die

Besitzer von landwirtschaftlichen Objekten, und zwar sowohl physische
wie juristische Personen, die diese Objekte durch Kauf, Schenkung oder- auf.andere Weise
nach dem 30.0ktober 1918 erworben haben, bei den zuständigen Starosten
um eine Bestätigung ihrer Eigentumstitel eingehen müssen. Die-

jenigen Objekte, deren gegenwärti e Besitzer bis zum 1. Januar 1939 nicht in den Besitz
einer solchenBestätigunggelangt Find,gehen automatisch in die Verwaltung des Staates
über und können zwan sweise durch den Staat aufgekauft werden. Entsprechende Vor-

schriften sind für die sacht-und Nutznießungsverträgeerlassen worden. Es wird not-

wendig sein, der Anwendung dieser Bestimmungen gegenüberden Grundstücksbesitzernnicht-
polnischer Volkszu ehörigkeitaufmerksame Beachtung zu schenken. Einen schweren Schlag
hat die polnische Verwaltunggegen das Organisationswesen der nichtpolnischen Bevölke-
rung des okkupierten Gebietes geführt: Sämtliche Organisationen sind
aufgelöst worden und das bewegliche und unbewegliche Ver-

mögen der Organisationen ist mit sofortiger Wirkung in den

Besitz des Staates übergegangen. Von dieser Maßnahme werden auch
zahlreiche deutsche Organisationen und Vereine betroffen. Polen ist — das eht aus all

diesen Maßnahmen hervor —- sofort nach der Okkupierung der Bezirke Ecschenund

Freistadt zur Anwendung schärfster volkspolitischer Kampfmaß-
nahmen übergegangen.Es ist für die Schärfe dieser Maßnahmen bezeichnend,daß
deutsche Volksangehörige, die unter tschechischerHerrschaft ausgehalten haben, sich nach
der Besetzung des Gebietes durch die polnischen Truppen gezwungen gesehen haben, sich
innerhalb der Neichsgrenzen in Sicherheit zu bringen.

A-— —'-— '- — A- '-
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,,Wir sind ein deutscher Staat mit deutschen Menschen, mit deutschen Gesetzen,
mit deutscher Wirtschaft, mit deutscher Kultur, mit deutscher, vor allem

nationalsozialistischer Lebensaufsassung Wir gehören auch zu keinem anderen

Staat, der über uns bestimmen könnte, sondern wir haben selbst unser
Schicksal in der Hand. Da wir freiwillig und mit Begeisterung unser Schicksal
in die Hand des Führers legen, hat Adolf Hitler allein über uns zu bestimmen.«

Gauleiter Albert Forster.

439



Um die Lösung der itowakifchen Frage
Die deutsche Einstellung zur slowakischenFrage hat sich im Laufe dieses Jahres infolge

zweier Ereignisse grundlegend geändert. Zunächst folgendes: Da s D e u t s ch e R e i ch
hat durch die Wiedervereinigung mit Oesterreich se i n e G r e n z e n b i s u n m i t te l -

bar an den slowakischen Volksboden vorgeschobcu. Von Lundenbucg
bis Preßburg hat an der March und Donau das Reich das slowakische Volkstum als

neuen Grenznachbarn erhalten. Die slowakischeFrage ist zu einem volkspolitischen Grenz-
problem des Reiches geworden. Das ist das eine Ereignis, das die slowakische Frage
näher in das politische Blickfeld des Reiches gerückthat· Das zweite ist die fort--
schreitende staatliche Emanzipierung des slowakischen Volkes,
dessen politische Verselbständigunggegenüberdem tschechischenVolk, eine Entwicklung, die

letzten Endes darauf hinausläuft, daß das Reich einen neuen Staat als Nachbarn erhält.
Aus diesen beiden Ereignissen ergibt sich für das Reich die Notwendigkeit, sich mit der

slowakischen Frage, für die es früher nur am Rande und auf dem Umweg über die

tschechischeFrage interessiert hat, unmittelbar auseinanderzusetzen.
Jm Zusammenhang mit der Eingliederung der deutschen Gebiete der Tschecho-Slowakei

ins Reich ist auch die slowakische Frage in ein akutes Stadium getreten Wie diese Frage
einmal endgültig gelöstwerden wird, läßt sich noch nicht übersehen.Jm Folgenden seien
die Lösungspläne, die in letzter Zeit erörtert oder auch schon in Angcisf genommen worden

sind, mit einigen Strichen skizziert. Man kann da von einer tschechischekl-
einer ungarischen und einer polnischen ,,Lösung« der slowaki-
sch e n F r a g e sp r e ch e n. Die entwicklungsmäßignächstliegendeist die tschechische
Lösung. Sie bedeutet nichts anderes als die Einlösung des Pittsburger Ver-

trages vom 3 0. Mai 1 9 1 8 ,
in dem es heißt: »Wir (d. h. die Vertreter der

slowakischen und der tschechischenOrganisationen in den VereinigtenStaaten) anerkennen
das politische Programm, das darum bemüht, die Tschechenund die Slowaken
in einem selbständigenStaat zu vereinigen. . . Die Slowakei wird ihre eigene Ver-

waltung, ihr Parlament und ihre Gerichte haben· Die slowakischeSprache wird die

Amtssprache in der lSchule, in der Verwaltung und im öffentlichenLeben überhaupt
sein. . .« Zwanzig Jahre lang haben die Tschechenäeweigerh

die den Slowaken
in diesem Vertrag zugestcherte Autonomie zu gewähren. rst unter dem Eindruck des

Zusammenbruches ihres der Versailler Atmosphäre entsprungenen Staatsgedankens haben
sie sich zu Zugeständnissenim Sinne des Pittsburger Vertrages bereit gefunden. Jn

Preßburg hat eine von der Slowakischen Volkspartei getragene Regierung gebildet,
die am 7. Oktober von der Prager Regierung als zuständigfür die slowakischen Ange-
legenheiten vorbehaltlich der endgültigenverfassungsrechtlichen Regelungen des tschechisch-
slowakischen Verhältnisses anerkannt worden ist.

Slowakischer Ministerprästdentund Jnnenminister ist der Vorsttzendeder Slowakischen
Volkspartei, Pater Tiso, geworden; weiter gibt es ein Justiz- und Sozialministerium,
ein cBildungsministerium, ein Verkehrsministerium und ein Wirtschafts- und Finanz-
ministerium. Es fehlen die für die staatliche SelbständigkeitcharakteristischenMinisterien
für Krieg und Auswärtige Angelegenheiten Das bedeutet, daß der Gedanke einer

staatlichen Gemeinschaft mit den Tschechen gewahrt worden ist. Die Prager
Regierung lehnt eine Preisgabe dieses Gedankens nach wie vor mit aller Entschiedenheit ab,
und zwar aus der ganz richtigen Erkenntnis heraus, daß ihr Staat, wenn er in der

europäischenPolitik weiterhin eine Rolle spielen soll, der slowakischenErgänzung bedarf.
Die Prager Regierung lehnt es ebenso ab, zwischen ihren eigentlichen Machtbereirh,
Böhmen und Mähren, auf der einen und der Slowakei auf der anderen Seite eine andere

als die historische Grenze anzuerkennen. Mit anderen Worten: Für die Prager Regierung
ist die Tatsache, daß große Teile Mährens von einer Bevölkerung
besiedelt wird, die volkstumsmäßig den Slowaken näher stehen
als den Tschechen, eine Angelegenheit, über die sie nicht zu diskutieren gedenkt.
Es ist offensichtlich,daß die Prager Regierung dem Drängen der Slowaken nur deshalb
nachgegeben hat, weil sie befürchtet hat, andernfalls den in der Slowakei vorhandenen
Tendenzen, die auf eine völlige staatliche Trennung vom tschechischenMachtbereich abzielen,
Vorschub zu leisten. Sie hat das kleinere Uebel, die slowakischeAutonomie, gewählt, in
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der Hoffnung, auf diese Weise den gemeinsamen Staat der Tschechen, Slowaken und

Karpathenukrainer auf bundesstaatlicher Grundlage retten zu können.

Eine der Tendenzen, denen gegenüberdie Prager Regierung die slowakifche Autonomie

als das kleinere Uebel betrachtet, ist d i e u n g a r i f ch e ,,L ö s u n g« der slowakischen
Frage. Diese ,,Lösung«beruht »auf der Jdee des tausendjährigenStefansreiches, das ein

Staat über den Völkern sein soll, auf der Jdee des christlichen Bollwerka gegen den

Osten, auf dem Katholizismus und auf dem Begriff der geographischen und wirt-

schaftlichen Einheit des Karpathenraums". Die ungarische ,,Lösung« bedeutet also eine

Ueberordnung des Staatsgedankens über den Volkstums-

g e d a n k e n. Sie hat bis zu einem gewissen Grade von jeher die polnische und italienische
Unterstützunggefunden. Doch erscheint sie in einem Zeitpunkt, in dem das künstliche
Gebilde der Tschecho-Slowakei nicht nach historisch-staatlichen, sondern nach volkstums-

Politischen Gesichtspunkten auf das Siedlungsgebiet ihres Staatsvolkes bzw. ihrer Staats-

völker reduziert wird, nicht aktuell. So muß diese »Lösung«, die auf eine Wieder-

vereinigung der Slowakei (und der Karpathenukraine) mit Ungarn, gegebenenfalls unter

Gewährung einer mehr oder weniger weitgehenden Autonomie, abzielt, als überholt
bezeichnet werden, zumal eine Bolksabstimmung für Ungarn wenig erfolgversprechend
erscheint. Für Ungarn, das im Jahre 1919 mit den Waffen um die Slowakei gekämpft
und seit der Unterzeichnung des Diktates von Trianon niemals aufgehörthat, die Rückkehr
der Nordkarpathenländer unter die Stefanskrone zu fordern, bedeutet diese Entwicklung
eine bittere Enttäuschung.

Doch hat die Budapester Regierung der tatsächlichenSituation Rechnung getragen
und, unter Zurückstellung weitergehender Forderungen, mit der Preßburger Regierung
Verhandlungen über die Rückgliederung der madjarischen
Bolkstumsgebiete der Slowakei in die Wege geleitet. Die von einer madjarifchen
Mehrheit bewohnten Gebiete bilden einen Gebietsstreifen, der am Südrand der

Slowakei entlangzieht und im wesentlichen die fruchtbarsten und reichsten Teile des Landes

umfaßt. Bei der Volkszählung von 1930 sind in der Slowakei rund 6 0 0 0 0 0 N? a d -

jaren festgestellt worden. Von ungarischer Seite wird die Richtigkeit dieser Zahlen,
vor allem was die Städte anlangt, bestritten. Wenn man bedenkt, daß im Jahre 1910

im Gebiet der Slowakei über 800 000 Madjaren gezählt worden sind, von denen in der

Zeit von 1919 bis 1924 rund 110 000 das Land verlassen haben; kann man die Be-

rechtigung der ungarischen Kritik an der tschechischenVolkszählung nicht unbedingt leugnen,
wenn man andererseits auch nicht verschweigendarf, daß die ungarische Zählungsmethoden
von 1910 hinsichtlich der Feststellung der Volkszugehörigkeitkaum wesentlich zuverlässiger
als die tschechischen Methoden von 1930 gewesen sein mögen. Ungarn hat von der

Slowakei ein Gebiet von etwa 13 000 Quadratkilometer mit etwa

750000 Einwohnern verlangt, unter denen etwa 200000 Slowaken befinden.
Diese Forderungen sind auf dem entschiedenen Widerstand der Tschechen nnd Slowaken

gestoßen,die sich vor allem weigern, das von Ungarn beanspruchte Gebiet von Neutra

auszuliefern. Ungarischerseits sind daraufhin die in Komorn begonnenen Verhand-
lungen eingestellt worden,,so daß es nun, gemäß dein JNünchener Abkommen,
den vier Großmächten überlassen bleibt, eine Entscheidung in dieser schwierigen Frage zu

treffen. Eine Staatsgrenze, die den madjarischen vom flowakischen Volksboden trennt, wird

sich in diesem völkischenMischgebiet nicht feststellen lassen- Wie diese Grenze auch gezogen
werden mag, in jedem Falle wird es auf slowakischer Seite eine madjarische und auf
ungarischer Seite eine slowakische Minderheit geben. Die neue Grenze wird also durch ein

Schutzabkomrnen für die beiderseitigen Volksgruppen ergänzt
werden müssen, wobei die Slowakei Wert darauf legen wird, daß dieses Abkommen auch
auf diejenigen slowakifchen Siedlungen ausgedehnt wird, die, weit in das pannonische
Tiefland vorgeschoben, bereits auf Grund des Diktates von Trianon innerhalb der

ungarischen Grenze verblieben. Von der ungarifchen »Lösung«der slowakischen Frage ist
nur die TBiedervereinigung der madjarischen Mehrheitsgebiete der Slowakei mit Ungarn
übrig geblieben.

Ein stark betontes Interesse an dieser ,,Lösung«hat seit jeher auch P o l en bewiesen.
Die Frage einer gemeinsamen Grenze mit Ungarn spielt, namentlich seit der

Wiedervereinigung Qesterreichs mit dem Reich und erst recht seit der Eingliederung der

sudetendeutschen Gebiete ins Reich für Polen eine bedeutsame Rolle. Jn der gemein-
samen Grenze mit Ungarn glaubt Polen den »gerechtenAusgleich«für den Machtzuwachs,
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den das Reich erfahren hat, erblicken zu müssen. Die Hoffnungen, die Polen in dieser
Hinsicht gehegt hat, scheinen in der Entwicklung, die die slowakische Frage in letzter Zeit
genommen hat, jedoch keine Stütze zu finden. Jn Erkenntnis dieser Lage ist Polen dazu
übergegangen,dem Ziel der gemeinsamen Grenze auf anderen Wegen näher zu kommen.

Da ist erstens das Problem der Karpathenukraine. Polen steht auf dem

Standpunkt, daß dieses Gebiet, da es bisher für die Prager Politik die Brücke nach
Moskau gewesen ist, der tschechischenEinflußsphäre entzogen werden muß. Dieses Argu-
ment kann man angesichts der nachhaltigen Schwächung der tschechischenMachtposition
und angesichts der fortschreitenden föderativenAufgliederung des Staates der Tschechen,
Slowaken und Karpathenukrainer nicht mehr als stichhaltig bezeichnen. Tatsächlich geht
es Polen ja auch um etwas anderes. Polen wünscht, daß in diesem Gebiete
kein staatliches Gebilde entsteht, das für das ukrainische Volk
die Grundlage eines eigenvölkischen Handelns abgeben kann.

Das ist verständlich· Denn ein solches Gebilde könnte sich zu einem Piemvnt der groß-
ukrainischen Bewegung entwickeln und damit ein Faktor werden, der dem polnischen
Staat an seiner volkspolitisch empfindlichsten Stelle, nämlich in O st gcl liziell,
Schwierigkeiten bereitet. An der Lösung der karpathenukrainischenFrage ist das ganze
über 40 Millionen umfassende, bisher staatenlose Volk der Ukrainer naturgemäß stark
interessiert. Mit besonderer Aufmerksamkeit wird die Entwicklungin der Karpathem
ukraine von den mehr als 6 Millionen Ukrainern in Polen verfolgt.
Mit großer Freude haben diese Ukrainer die Bildung einer karpathen-
ukrainischen Regierungibegrüßt. (Nach einem Dankgottesdienst, der aus

diesemAnlaß in der Lemberger Jathedrale veranstaltet worden ist, ist es in den Straßen
der Hauptstadt Ostgaliziens zu schweren Zusammenstößen zwischen pol-
nischer Polizei und demonstrierenden Ukrainern gekommen.) Polen
weiß, was das für seine Stellung im Südosten bedeuten kann· Es verlangt dem-

gemäß eine Vereinigung der Karpathenukraine mit Ungarn in der Hoffnung, daß es auf
diese Weise möglich sein wird, der politischen Emanzipation der Ukrainer einen Riegel
vorzuschieben. Von dem Verhalten Prags in der karpathenukrainischenFrage, hat die

,,Gazeta Polska« kürzlichgeschrieben, werde Polen sein künftigesVerhältnis zur Tschecho-
Slowakei abhängig machen. Das Ausfällige dabei ist, daß Polen, das selbst keinerlei

völkischeAnsprüche auf die Karpathenukraine geltend zu machen hak, an deren Vereini-

gung mit Ungarn ein viel lebhafteres Interesse beweist als Ungarn selbst, das von diesem
Land lediglich den madjarisch besiedelten Südteil verlangt.

Sucht P o l e n auf diese Weise den Gedanken einer gemeinsamen Grenze mit Ungarn
wenigstens teilweise zu realisieren, so ist es zugleich darauf aus, diesem Ziel auch dadurch
näher zu kommen, daß es Ansprüche aus verschiedene Gebietsteile der

S l o w a k ei geltend macht. Polen verlangt einen Teil der Zip s sowie die Gebiete von

Tschatscha und A rwa für sich. Es handelt sich um Gebiete, die zusammen ru nd

2 4 0 0 Q u a d r a t k i l o m e t e r umfassen, also um eine Fläche,die dreimal so groß ist
wie das von Polen bereits okkupierte Olsagebiet. Von dieser Fläche entfallen auf die

Zips, nämlich die Kreise Altdorf, Käsmark und Alt-Lublau, rund 1 500 Quadrat-

kilometer, auf das Arwagebiet, nämlich die nördlichen Teile der Kreise Trzianski und

Nameslowo, ungefähr 750 Quadratkilometer und auf das Gebiet von Tschatscha
150 Quadratkilometer. Diese Gebiete sind von etwa 1 2 0 000 M e n e n bewohnt.
Polen gibt vor, seinen Anspruch volkspolitisch begründen zu können. Vom Tschatschaer
Bezirk wird polnischerseits behauptet, daß es dort rund 37 000 Polen ebe; für das

Arwaer Gebiet wird die Zahl der Polen auf 30 00 beziffert; und in der
«

ips will man

sogar 45 000 Polen festgestellt haben. Da für diese Zahlen alle beweiskräftigen Unter-

lagen sehlen, darf man wohl annehmen, daß es sich bei ihnen um sehr weitherzige
Schätzungen,wenn nicht gar um einfach aus der Luft gegriffene Behauptungen handelt,
die dazu bestimmt sind, gewissen st r a t e g i s ch e n Gebietssorderungenden Anschein einer

volkspolitischen Begründung zu geben. Daß die Zips ein altes d e u t s ch es Sied-

lungsgebiet ist, wird polnischerseits natürlich verschwiegen. Strategisch sind die enannten

Gebiete für Polen tatsächlichvon sehr beträchtlichemWert. Das Gebiet von Zschatscha
bildet das südlicheVorfeld des Jablunkapasses, der mit dem Olsagebiet
in polnischen Besitz gelangt ist; durch die Zips führt eine alte H e er - u n d H a n d e l s -

straße von Galizien nach Oberungarn hinüber; und das Gebiet von Arwa

öffnet den Weg in das Ta-l der oberen Waag. Der Wunsch der Polen, an
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diesen Gebirgsübergängeneine breitete Plattform zu sichern, von denen aus erstens das

Herz der Slowakei bedroht, zweitens der Ostteil der Slowakei leicht vom Westteil ab-

geriegelt und drittens das Waagtal mit seinen wichtigen Bahnlinien beherrscht werden

kann, ist durchaus begreiflich.
Es stehen also drei ,,Lösungen" der slowakisrhen (und karpathenukrainischen) Frage

nebeneinander, die teils ergänzen,teils überschneiden.Es ist klar, daß eine wirk-

liche Lösung, die von Bestand ist, nur dann erzielt werden kann, wenn dem Selbst-
b e st i m m u n g s r e ch t der Slowaken und Karpathenukrainer Genüge geschieht.
Diesem Erfordernis wird von p o l n i s ch e r Seite am wenigsten Rechnung getragen. Die
u n g a r isch e n Bestrebungen stehen, sofern sie sich auf die Wiedervereinigung der mad-

jarischen Mehrheitsgebiete mit dem Mutterlande beschränken,einer wirklichen Lösungnicht
im Wege. Pra g scheint unter dem Zwang der Ereignisse bereit, seinen Beitrag zu einer

dauerhaften Lösung zu liefern, wenn auch nicht übersehenläßt, daß es versuchen wird,
einen Teil seiner führenden Stellung in dem gemeinsamen Staate der Tschechen, Slowaken
und Karpathenukrainer aufrechtzuerhalten. Von allen Nachbarn der Slowakei, die sich
um eine Lösung der slowakischen Frage bemühen,ist das D e u t s ch e R e i ch ohne Zweifel
derjenige, von dem die Eigenståndigkeitdes slowakischen (und ukrainischen) Volkstums
am weitestgehenden anerkannt wird und auch ohne Schmälerung der eigenen Interessen
anerkannt werden kann.

Das Oimüizer Deuifchiumsgebiei
Neben anderen Deutschtumsgebieten Mährens ist auch das O l m ü tz e r D e u t s ch -

t u m s g e b i e t außerhalb der am is. Oktober d. J. endgültig festgesetztenGrenze des

Deutschen Reiches geblieben. Damit ist diese alte deutsche Stadt, die mit einer ganzen
Reihe anderer deutscher Gemeinden dicht vor dem geschlossenendeutschen Volksboden liegt,
unter tschechischerHerrschaft geblieben. «

leütz ist als deutsche Stadt zu Anfang des 13. Jahrhunderts entstanden. Bruno Von

Schaumburg, dem an 200 deutsche Orte in Möhren ihre Gründung verdanken, ist der

bedeutendste Kirchenfürst des OlmützerBistums gewesen (1245—1281). Als Hauptort
des Möhrischen Städtebundes hat Olmütz im 15. Jahrhundert den Widerstand des

mährischenDeutschtums gegen die TschechisierungspolitikGeorgs von Podiebrad geleitet.
Als Festung hat es noch 1866 eine Rolle gespielt. Die Bauten der Stadt legen ein-

deutig Zeugnis für deren deutsche Vergangenheit ab. Mit dem geschlossenen
deutschen Volksgebiet, von dem es nur etwa 10 Kilometer ent-

fernt liegt, ist Olmütz wirtschaftlich aufs engste verbunden. Die
Stadt ist ein wichtiger Verkehrsmittelpunkt. Jn ihr laufen mehrere aus dem geschlossenen
deutschen Volksgebiet kommende Eisenbahnlinien zusammen, und zwar die Strecken

Oppeln—Leobschütz-Jägerndorf—Bärn, Oppeln—Ratibor—Måhrisch-Qstrau-—Neutit-
schein, Glatz—Mährisch-Schönberg-Hohenstadt—Mährisch-Neustadt.Diese drei Haupt-
strecken, die in Olmütz zusammenlaufen, verzweigen durch eine ganze Reihe von Neben-

strecken über das nordmährischeDeutschtumsgebiet. Landwirtschaftlich ist die Umgebung
von Olmütz von beträchtlichemWert. Braugerste von Weltruf, Weizen und Zuckerrüben,
auch etwas Hopfen werden angebaut. Die Jndusirie baut sich vorwiegend auf die Land-

wirtschaft auf: Brauerei, Müllerei, Spiritusbrennerei und Zuckerfabrikation. Auch metall-

verarbeitende Jndustrie ist in Olmützvorhanden.
Früher hat das Olmützer Deutschtumsgebiet mit dem ge-

schlossenen deutschen Volksgebiet über den Schönhengstgau,
aber auch in Richtung auf Liebau und Sternberg in unmittel-
b a r e r V e r b i n d u n g g e st a n d e n. Wenn man sich eine der üblichen Nationalitäten-
karten betrachtet, wird man das OlmützerDeutschtumsgebiet in der Regel als »Sprach-
insel« eingetragen finden. Untersucht man aber die Volkstumsverhältnisse dieses Land-

striches näher, so wird man entdecken, daß diese ,,Jnsel" eine, wenn auch nur lose Ver-

bindung zum ,,Festland«besitzt. Jn den Politischen Bezirken Olmütz Stadt und Land hat
es bei den jeweiligen Volkszählungen Personen mit deutscher Mutter-

sp r a ch e gegeben im Jahre 1880: 2 4 4 6 4, im Jahre 1910: 3 0 9 8 7, im Jahre 1921:

2 3 3 34 und im Jahre 1930: 23 8 03. Demnach ist die Zahl der Personen mit deut-
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scher Muttersprache in der Vorkriegszeit fühlbar gestiegen, dagegen
in der Zeit von«1910 bis 1921 ganz beträchtlich zurückgegangen.
Es liegt auf der Hand, daß es sich bei diesem plötzlichenRückgang nicht um einen

normalen Vorgang gehandelt haben kann. Vielmehr isi er darauf zurückzuführen,daß
nach dem Umsiurz von 1919s20 Tausende von Deutschen ans dem Dlmützer Gebiet ver-

drängt worden sind. Bis zum Jahre 1919 hat sich die Zahl der Deut-

schen, von den Kriegsoerlusien abgesehen, gewiß nur wenig gegenüber dem

Stande von 1910 Verändert

Das Olmützer Deutschtumsgebiet setzt sich nach dem Stande von 1910 aus 1 2 G e -

meindenmit deutscher Mehrheit zusammen. Für die Mehrheitsgemeinden
ergibt folgendes Bild:

Gemeinde Einwohner 1910 Einwohner 1921 Gemeinde Einwohner 1940 Einwohner 1921

Gesamt Deutsche Gesamt Deutsche Gesamt Deutsche Gesamt Deutsche

Olmükz . . 22 245 13 253 24 «069 8 208 Hölzendorf 1 251 1 106 1 610 1 021

Paulowitz . 1 247 721 1 268 493 Schnobolin 1 071 1 017 1 062 816

Neketein . 486 332 516 201 Neustift . . 2 173 1 437 2 534 1 216

Neugasse . 6 455 4 122 6 898 2 603 Gießhübel . 521 510 497 352

Zaltergut . 708 528 2 451 742 Nedweig . 333 312 366 207

Nebotein . 1 384 1 205 1 312 889 Nimlau . . 816 816 834 760
-

Diese 12 Gemeinden haben im Jahre 1910 (also auch noch im Jahre 1919) eine

deutsche Mehrheit gehabt. Und zwar sind von ihren damals 38 680 Einwohnern 25 359

solche mit deutscher Muttersprache gewesen.
Die 12 deutschen Mehrheitsgemeinden liegen innerhalb eines G e b i e t c s ,

d a s si ch
von südlich und westlich der Stadt Olmütz nach Norden und Osten
in Richtung auf Sternberg und Liebau bis zum Rand des ge-

schlossenen deutschen Volksbodens (also bis- zur neuen Neichsgrenze)
e r st r e ck t. Innerhalb desselben Gebietes liegen n o ch w e i t e r e 1 3 G e m e i n -

d e n. Diese haben im Jahre 1910 bzw. im Jahre 1930 (mi-t«) durchweg einen geringeren
oder größeren Bevölkerungsanteil deutscher INuttersprache gehabt. Es sind dies folgende
Gemeinden:

Gemeinden Gesatiitbeoölk.Deutschsprarh. Gemeinden GesamtbevölEDeutschsprach
Lagka . . . . 601 20 est-c-M . . . 368 219

barsch-ein . . . 2 059 99 Großmutter· . 466 385

Hodolein . . . 6 418 712 Posluchau . . 111 94

Bleich . . . . 1 502 109 Gr. Wisteknitz . 2497 21

Czeruovier . . 2 049 131 Hombog
«

. . 1 511 1 241

Schwalkowitz . 2 310 248 Nikklowitz
’

. . 919 547

Heiligberg . . 789 3

Diese 13 Gemeinden haben demnach zusammen 21 907 Einwohner gehabt, unter denen
es 3 819 Personen mit deutscher Muttersprache gegeben hat. Jn dem
oben umrissenen Gebiet der 2 5 Gem ein d en ,

das sich vom Rande des geschlossenen
deutschen Volksbodens in Richtung über Olmütz erstreckt, gibt es nach dem Stand von

1910 bzw. 1930 60 587 Einwohner-, darunter 2 9 1 7 8 Deutsche, die als solche
durch die deutsche Muttersprache ausgewiesen haben. D a s b e d e u t et ,

d aß r u n d
50 v. der Einwohner des angegebenen Gebietes Deutsche sind!·

Sehr lehrreich ist nun folgende Betrachtung. Die Stadt leütz hat im Jahre
1910 mit 13 253 Deutschen eine deutsche Mehrheit von etwa 60 v. gehabt. Jm Jahre
1921 hat es in der Stadt nur noch 8 208 oder 33 v. Deutsche gegeben. Bis zum Jahre
1930 isi dann die Zahl der Deutschen auf 6 718, das sind 27 v. zurückgegangen Unter
den zum Gerichtsbezirk Olmütz Sta dt gehörendenGemeinden Bleich, Neretein, Paulo-
witz, Hölzendorf,Neustift, Saliergut und Neugasse hat es im Jahre 1930 nur noch in

einer Gemeinde (Hölzendorf) eine deutsche Mehrheit gegeben. Ein ganz anderes Bild

ergibt sich dagegen bei den Gemeinden des Gerichtsbezirks OlmützLand. Diese haben.
noch im Jahre 1930 unter einer Gesamtbevölkerungvon 8 450 Personen 5 954 oder

70,5 v. Deutsche gezählt. Daraus folgt, daß es d e n T s ch e ch e n w o h l- g e -

lungen ist, das siädtische Deutschtum des leützer Gebietes
in großem Umfang zu verdrängen und an seine Stelle eine große Zahl
tschechischerZuwanderer aus anderen Gebieten zu setzen, daß sie es a b e r nicht
fertig gebracht haben, die ländlichen Gemeinden des Olmützer
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Bezirkes in ihrer nationalen Struktur entscheidend zu ver-

ä n d e r n. Das ländlicheDeutschtum hat im wesentlichen gehalten, das städtischehat
dem tschechischenDruck in großemUmfang weichen müssen. Das zugewanderte st ä dti-

sche Tschechentum aber kann man nicht als bodenständigbezeichnen. Es setzt sich zum
nicht geringen Teil aus M i l it ä r und aus Familien zusammen, die v o n S t a a t s

w e g e n in diese alte deutscheStadt verpflanzt worden sind.

Daß das OlmützerDeutschtumsgebiet nicht zum Deutschen Reich gekommen Ist, ist ein

Beweis für die Mäßigung, die sich das Reich in seinen Gebietsforderungen gegenüberden

Tschechenauferlegt hat. Olmütz ist eines der Beispiele, die von deutscher Seite der aus-

ländischenHetzpropaganda entgegengehalten werden können, die da behauptet, daß das

Deutsche Reich so maßlose Gebietsforderungen gestellt habe, daß ausgedehnte tschechische
Mehrheitsgebiete vom tschechischenStaate losgetrennt worden sind. Es wäre dem

Deutschen Reich unter Berücksichtigungder Tatsache, daß bei einer Volksabstin1-
mung in den strittigen Gebieten nicht der gegenwärtige,sondern sinngemäß der Bevölke-

rungsstand von 1919 hätte zugrundegelegt werden müssen, m it g r o ß e r W a h r -

scheinlichkeit gelungen, bei einer Volksabstimmung im Olmützer
Gebiet eine deutsche Mehrheit zu erzielen, zumal es alle psycholoischen
Vorteile, die ihm die gegenwärtigeLage gegenübereiner zum Teil national schwankenden
Bevölkerungbietet, gegen den tschechischenAbsiimmungspartner hätte ausspielen können.

Französisch-politischeBerstimmnng
Jn Frankreich hat man Polen sein Auftreten gegenüber der Tschecho-Slowakei sehr

übel vermerkt. Daß Polen in der tschechischenFrage nicht mit der französischen
Politik solidarisch erklärt, sondern die Situation zur Erreichung eigener Vorteile aus-

genutzt hat, wird man ihm in Frankreich so bald nicht vergessen. Es ist wohl für sehr
viele Polen eine bittere Enttäuschung gewesen, bei dieser Gelegenheit einmal aus der

französischenPresse deutlich hören zu müssen,wie man in Frankreich über Polen tat-

sächlichdenkt. Der ,,Petit Parisien"«hat im Vergleich zu anderen Blättern noch sehr
zurückhaltendausgedrückt,wenn er die polnischen Forderungen an die Tschecho-Slowakei
als »h ö ch st u n a n g e b r a ch t« bezeichnet hat« Deutlicher ist schon die ,,Epoque«
gewesen, die von dem ,,blindgewordenen und verbrecherischen Polen«
gesprochen hat. Eines geradezu verletzenden Tones hat sich der Abgeordnete und ehemalige
Minister Frossard in einer vom Pariser Sender verbreiteten Rundfunkansprache bedient,
in der von jenem Polen die Rede gewesen ist, »das vor noch nicht gar zu langer Zeit
vor den Kosaken ausgerissen ist, so daß wir (d.h. die Franzosen) zu
seiner Rettung französische Generale ausschicken mußten". »Wäh-
rend in Polen«, so hat es im ,,Jlustrowany Kuryer Codzienny«geheißen,,,manifestierende
Menschenmengen bis auf den heutigen Tag ,Es lebe Frankreich«ausrufen, tobt in

Frankreich eine polenfeindliche Kampagne, und als Antwort auf die

herzlichen Ovationen an der Weichsel, schreit man hier ,Nieder mit Polen !·".

Der »Paris Midi« hat, in Anlehnung an die in ganz Frankreich verbreitete Redensart

,,B et r u n k e n w i e e i n P o l e«, die Abbildung einer Zeichnung gebracht, die einen

Betrunkenen zeigt, der darum bittet, ihm ein Stück der Tschecho-Slowakei zum meiß
zu reichen. Der Vorsitzende des Französisch-polnischenUniversitätszirkels in Nanzig hat
seinen Austritt aus der »Vereinigungder Freunde Polens" mit folgender Begründung
erklärt: »Früher habe ich Jhr Vaterland und Jhre Landsleute sehr geliebt. . . Jetzt
kann ich dies nicht mehr tun. Jhr Land hat die Freundschaft unseres Bundesgenossen
verraten. Das hat den Franzosen eine furchtbare Enttäuschung bereitet. Jch werde

mir Mühe geben, zu vergessen, daß es auf der Welt ein Polen
gibt, ein Land mit zwei Gesichtern und zwei Herzen«.

Jn der Presse hat man sehr deutlich zu verstehen gegeben, daß Polen, wenn es einmal
in dieselbe Lage wie die Tsrhecho-Slowakei geraten sollte, von Frankreich ebenso im

Stich gelassen werden wird, wie es jetzt selbst die Tschecho-Slowakei im Stich gelassen
hat. Jm ,,Populaire« ist z. B. eine Landkarte veröffentlichtworden, auf der Pom m e-

445



rellen, Posen und Oberschlesien als ethnographisch deutsche
G e b i et e erscheinen. Jm ,,Oeuvre« ist bereits von einer kommenden n e u e n T e i l u n g

Polens die Rede gewesen. Und im Parlament hat der Abgeordnete Bergery in An-

wesenheit des polnischen Botschafters erklärt, daß in Europa außer der spanischen Ange-
legenheit und dem Nohsioffproblem auch noch die Frage des Korridors

und Danzigs einer Lösung bedürfe· Die tief eingewurzelte
Mißachtung, die der Franzose dem Polen gegenüber empfindet,
ist in diesen und zahllosen anderen Aeußerungen zum Ausdruck gekommen. Diese Miß-
achtung hat sich den in Frankreich lebenden polnischen Arbeitern gegenüberin letzter Zeit
vielfach in offenen Feindseligkeiten geäußert. Die polnische Presse hat manche Einzel-
heiten hierüber berichtet. Jn Nanzig z. B. haben die französischenArbeitgeber za h l -

reiche polnische Arbeiter entlassen. FranzösischeArbeiter haben ihre polni-
schen »Kameraden« verprügelt. Polnische Geschäfte sind demoliert worden. Von den

Behörden werden die Jnhaber polnischer Pässe schikaniert Es gibt in Frankreich
natürlich auch Kreise, die die Ansicht des »Petit Parisien«, daß das Bündnis mit Polen
gekündigtwerden müsse,nicht teilen. Aber auch sie geben die stimmungsmäßigeBelastung
des Bündnisses durch die Ereignisse der letzten Zeit zu.

Jn Polen, vor allem in den polnischen Negierungskreisen,hat man auf die franzö-
sischen Unfreundlichkeiten sehr empfindlich reagiert. Man hat es dem französischen
Bundesgenossen sehr übel genommen, daß er die Interessen der Tschecho-Slowakei höher
als diejenigen Polens gestellt hat. Auch in den Kreisen, die stets der Ueberzeugung
gewesen sind, daß die polnische Außenpolitik einzig und allein auf das Bündnis mit

Frankreich aufgebaut werden müsse, hat sich e i n v e r si ä n d l i ch e s M i ß i r a u e n

sowohl in die Vertragstreue Frankreichs gegenüber Polen wie

auch in die Fähigkeit Frankreichs, den Verpflichtungen gegen-
über seinen mittelosteuropäischen Ver-bündeken nachzukommen,
g e r e g t. Die antipolnische Stimmung der französischenOeffentlichkeit hat in Polen
allgemein schmerzlichberührt. Denn nach wie vor lebt in der polnischen Oeffentlichkeit
eine starke gefühlsmäßige Bindung an »die romanische Schwester-
na tio n«, eine Bindung, die sich trotz aller schlechtenErfahrung bisher stets stärker als

die verstandesmäßigeEinsicht in die Nützlichkeitnormaler Beziehungen zu Deutschland
erwiesen hat, gegen das in der polnischen Oeffentlichkeit ganz allgemein eine gefühls-
mäßigeAbneigung herrscht. Man kann die Polnische Liebe zu Frankreich,
die auch durch die letzten Erfahrungen schwerlich erschüttertwerden wird, geradezu als

eine tragische Verirrung des politischen Denkens des polnischen
Volk e s bezeichnen. Denn diese Liebe findet weder in der Geschichtenoch in der Gegen-
wart eine Begründung.

Es hat in Polen niemals an besor ten Stimmen, die vor Frankreich gewarnt
haben, efehlt. Aber sie sind stets im Ma senchor der Stimmen, die die Feindschaft gegen
Deutsch and verkündet haben, untergegangen. General P r g dzy nski, einer der Führer
des polnischen Aufstandes von 1830, hat in seinen Lebenserinnerungengeschrieben: »Von
der Zeit, wo Polen die Könige nicht mehr selbst wählte, sondern fremde Mächte sie
einsetzten,hat niemals ein Kandidat Frankreichs gehalten. LudwigX1V. erreichte nicht
einmal durch Krieg, seinen Kandidaten auf dem polnischen Thron zu halten. Dem König
Leszscynski und der Konföderation konnte Frankreich nur armselige Hilfe leisten. Die

Teilung Polens konnte es nicht verhindern. Nur unter Napoleon ist Frankreich wie ein

überschwemmterFluß über seine Ufer getreten, und schwer irrt der, der dies für normal

hält. Meine Ueberzeugung ist, daß, woher immer die Morgenröte
einer besseren Zukunft uns scheinen mag, wir sie am wenigsten
von Frankreich erwarten dürfen.« Niemals hat die französischePolitik
Polen, wenn es in Not war, wirklich geholfen. Studnicki hat in seinem Buch
,,Polen im politischen System Europas« an einige in dieser Hinsicht bezeichnende
Episoden erinnert: Als der österreichischeGesandte im Jahre 1772 dem König von

Frankreich den Vorschlag einer gemeinsamen Aktion zum Schutze der Unantastbarkeit
Polens vorlegte, hat dieser sein Desinteressement an dieser Frage mit den Worten
erklärt: »Ich wünsche zwar, daß Polen intakt bleibt, aber ich kann

nicht mehr als es wünsch en". Jm Jahre 1792 hat der im Auftrag der franzö-
sischenRegierung handelnde General Kellermann Preußen zur Teilnahme an der weiteren
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Aufteilung Polens mit der Versicherungermuntert: »Es ist Frankreich bekannt, daß Jhr
eine zweite Teilung Polens beabsichtigt. Frankreich würde eine solche mit

B e f r i e d i g u n g se h e n
,

wenn auf diese Weise Euer Staat mächtigerwird, um über

kurz oder lang unser Verbündeter zu werden« ,,M a n m u ß d i e H o ff n u n g e n

d e r P o l e n a u f r e ch te r h a l te n", hat im Jahre 1793 der französischeAußen-
minister Desforgues in seiner Instruktion an seinen Bevollmächtigtenbei dem in Leipzig
tagenden Komitee der polnischen Emigranten geschrieben, »obwohl die Lage
Frankreichs nicht gestattet, diesem der Freiheit würdigen Volke

greifbare Beweise seiner Beihilfe zu geben«. Nach der blutigen Nieder-

werfung des polnischen Aufstandes von 4830, in dem Augenblick, in der der Zar
anschickte,Rache an den Besiegten zu nehmen, hat der französischeMinister Sebastiani
im Parlament die denkwürdigenWorte gesprochen: ,,L"01«d1’ekåglle å Vak80V16« (»Jn
Warschau herrscht Qrdnung«). Eine Polenschwärmerei,wie sie in Deutschland während
des 19. Jahrhunderts oft hohe Wogen geschlagen und die außen- und volkspolitische
Stellung Preußens im Osten oft empfindlich geschwächthat, hat, es in Frankreich niemals

gegeben.

Polen ist für die französische Politik niemals etwas anderes

gewesen als ein Mittel zum Zweck. Auch nach dem Kriege ist Polen
für Frankreich niemals etwas anderes als ein E r s a tz fü r d e n r u s s i s ch e n

B u n d e s g e n o s s e n gewesen, und Frankreich hat nicht gezögert, unter Umgehung
Polens die alten Fäden zu diesem größeren Partner seiner Qsteuropapolitik wieder

anzuknüpfen,als ein Zusammengehen mit diesem ihm nützlicherals mit Polen erschien.
Studnirki hat in seinem erwähnten Buch geschrieben: »Die geographisch von einander

durch den ganzen mitteleuropäischenRaum getrennten Nationen Polen und Frankreich
haben zwar niemals Kriege miteinander geführt, sie sind aber auch n i e m a l s e r f o l g -

reich miteinander verbündet gewesen und haben meist an ent-

gegengesetzten politischen Fronten gestanden«. Das Bild, das Stud-
nicki von Frankreich entwirft, soll dazu dienen, vor allzu viel Vertrauen auf die Stärke
und die Beständigkeitdieses Bundesgenossen zu warnen: »Man kennt Frankreich in Polen
schlecht«,heißt es da, »und noch schlechter versteht man es. F r a n k r e ich , d a s

bedeutet eine große Vergangenheit, eine schwierige Gegenwart
u n d e i n e u n s i ch e r e Z u k u n f t. . . Die Entwicklung Frankreichs war in gewissem
Maße pathologisch und viel weniger gesund als die Deutschlands. Frankreich erlebte
eine blutige Nevolution voller psychopatischer Exzesse, es unterbrach seine organische
Entwicklung immer wieder durch Nevolutionen, Gegenrevolutionen und Staatsstreiche.
Schon seit langem war es ein Land radikaler Losungen. . . Frankreich begann als

erstes europäisches Volk den S e l b st m o r d se i n e r R a s s e durch die künstliche
Verminderung seiner GeburtenzahL Seit 150 Jahren entrechtet das fran ösische
Volk, das von Natur aus männlich und mutig ist, durch den Ein f l u ß d e r Fre i -

m a u r e r l o g e n ,
die Charaktere brechen und Ueberzeugung und Willen einer unbe-

kannten Mafsia unterwerfen. .. Die Käuflichkeit der französischen
Presse geht Hand in Hand mit der von Politikern, Abgeordneten und Senatoren. . .

Auf junge Völker und arme Nationen, die sich emporrin.gen,
wirkt der französische Einfluß in höchstem Grade zersetzend· Das

tiefe moralische Niveau der Numänen ist eine Folge französischenEinflusses. Es w ä re

ein Unglück für Polen, wenn wir, wie es so oft und gern heißt,
die ,Franzosen des Ostens· würden. . . Frankreich vergißt, was es heute
ist, und daß es nur eine zweitrangige Stellung unter den Trägern unserer Zivili-
sation besitzt.«

Dieses negative Urteil über Frankreich hat sich in letzter Zeit ein großer Teil der polni-
schen Presse zu eigen gemacht. Die Beobachtung, daß Frankreich die polnische Politik nicht
unterstützenw o l l t e und die tschechischePolitik, der es an helfen wollte, nicht unter-

stü en k o n n te
, hat in Polen lebhafte Zweifel am Wert des Bündnisses mit Frankreich

au kommen lassen. Vereinzelt ist schon von einer Kündigung dieses Bündnisses durch
Polen die Rede gewesen. Dazu wird sich Polen allerdings schwerlich entschließen.Polen
wird zwar nach den Erfahrungen der letzten Zeit weniger denn je auf die Zuverlässigkeit
des französischenBundesgenossen vertrauen. Aber es wird a u ch w ei te r i n da s

Bündnis mit Frankreich, wenn auch nicht als die Grundlage, so
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doch als ein wesentliches Element seiner Außenpolitik be-
t r a ch t e n. Dieser Ansicht hat Fürst Janusz R a d z i w i II in einem Artikel im ,,Czas«
Ausdruck verliehen: ,,Jn Europa treten wichtige Aenderungen ein. Es wird auch
zweifellos die «Richtungder französischenAußenpolitik ändern· Wir sind mit denjenigen
nicht einverstanden, die behaupten, daß Frankreich aufhören werde, sich für das, was im

Osten der Maginotlinie vorgeht, zu interessieren. Dies wäre der Verzicht auf die Rolle
einer Großmacht, und das wird das französischeVolk nicht dulden· Frankreich wird auch
weiterhin eine Politik von allgemein-europäischerReichweite treiben. Aber diese Politik
wird auf andere, realere und aufrichtigere Grundlagen stützenmüssen. E s m ü ß te n

endlich die Täuschungen verschwinden, die Frankreich gegen-
über dem Sowjetkoloß genährt hat, und sobald dies geschieht,
wird auch sein Verhältnis zu Polen einer Revision unterzogen
werden. Das französisch-polnische Bündnis wikd dann feinen
W e rt w i e d e r e r l a n g e n

, jedoch nur unter der Bedingung,daß die in ihm ent-

haltenen Verpflichtungen durch die beiden Völker in gleicher Weise verstanden und

honoriert werden« Jn diesen Worten wird darauf hingewiesen,daß Pole n nach dem

Ausfall der Tschecho-Slowakei, nach dem Beweis der außenpolitischenAktionsunfähigkeit
der Sowjetunion und nach der tatsächlichenAußerkurssetzungder Kleinen Enkente der

einzige Staat in Ostmitteleuropa ist, der als quknek dee fran-
zösischen Qstpolitik in Betracht kommt. Das isi eine Situation, die von

der polnischen Außenpolitik offensichtlich sofort erkannt worden ist Und auch von der

deutschenAußenpolitik in Rechnung gestellt werden muß.

Danzigs Einiuhr unter polnischemZwang
Da die Freie Stadt Danzig mit Polen durch Zollunion verbunden ist, wirken sich
naturgemäß alle handelspolitischenMaßnahmen der Warschauer Regierungunmittelbar
auf das Danziger Wirtschaftsleben aus. Jn welcher Weise durch die vom V er-

sailler Diktat vorgeschriebene Bindung an Polen die Entwick-
lung der Danziger Einfuhr beeinträchtigt wird, ergibt sich aus dem

Bericht, den die Danziger Kammer für Außenhandelam 23. Augustvokgelegkhak. Aus

diesem Bericht verdienen folgende Tatsachen festgehalten zu werden:

Die Einfuhr in das Danzig und Polen umfassendc Zollgebiet
ist im Jahre 1937 gegenüber dem Vorjahre wertmäßig um rund 25 v. g estie-
gen. An dieser Einfuhrsteigerung hat die Freie Stadt Danzig jedochkeinen Anteil ge-
habt. Nach polnischen Angaben hat die Gesamthöhe der den DanzigerFirmen erteilten

Einfuhrbewilligungen im Jahre 4937 fast 66 Mill. Zloty, und nach der Statistik der
Kammer für Außenhandel rund 60 Mill. Gulden betragen. Das bedeutet, daß d i e

Danziger Einfuhr im Jahre 1937 gegenüberdem Vorjahre um etwa 10 v. H-
zu r ü ck g e g a n g e n ist. Der Grund hierfür ist in erster Linie darin zu suchen, daß der

Handel, seitdem Polen im Mai 1936 das Einfuhrverbot auf alle Waren

ausgedehnt hat, planmäßig von der Einfuhr, namentlich von der Ein-

fuhr industrieller Rohstoffe, a u s g e s ch a l t et wird. Auch im landwirtschaftlichen
Sektor haben die Arbeitsmöglichkeitendes Handels zusehends verringert, seitdem die

polnischen Genossenschaften in stärkeremMaße auf dem Markt erscheinen. Wird durch
diese Erscheinungen auch der Handel des gesamten Zollgebietes in Mitleidenfchafk
gezogen, so wird durch sie das Danziger Wirtschaftsleben, in dessenGefügeder Handel
eine ungleich größere Rolle als im polnischen Wirtschaftsleben spielt, besonders fchwer
getroffen.

Jn der Einfuhr überseeischer Rohstoffe, wie Gummi, Düngemittel,
Che-mikalien, Metalle, Fette, Erze, Dele, Pelze, Felle usw., ist für den Danziger
Handel fast keine Arbeitsmöglichkeit mehr vorhanden. Jnsbesondere
ist die Danziger Einfuhr von K o l o n i a l e r z e u g n i s f e n

, wie Kaffee, Tee, Ge-

würze, getrocknete Früchte usw., so einschneidend gekü rzt worden, daß sie nicht mehr
der Bedeutung Danzigs als Tranfithandelsxvlaxszientspricht. Auch hat die zu n e h -

mende Verwendung inländifcher ohstoffe durch die Jndustrie die
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DanzigerEinfuhr nicht unbeträchtlichverringert. Weiter ist in Verbindung mit der ver-

scharften Ein f u r r e g l e m e n t i e r u n g auch die Danziger Einfuhr an Fertig-
waren aus dem Zollauslande zurückgegangen

»
Günstighat im vergangenen Jahre nur der Warenverkehr der Freien

Stadt mit dem Deutschen Reich entwickelt. Er weist keinen Rückgangauf,
sondern befindet in kräftigemAufstieg. Nach einer Danziger Statistik hat die Dan-

ziger Einfuhr aus dem Neich im Jahre 1937 24,8 Mill. Gulden gegenüber22,6 Mill.
Gulden im Vorjahre betragen. Danzig hat demnach im vergangenen Jahre 40 v.

seiner gesamten aus dem Zollauslande stammenden Einfuhr aus dem deutschen Mutter-
lande bezogen. Während Danzigs prozentualer Anteil an der Gesamteinfuhr des

Danzig-polnischenZollgebietes im Kontingentjahr 1937X38 nur 5,6 v. betragen hat,
hat sich sein Anteil an der Einfuhr des Danzig-polnischen Zollgebietes aus dem Deut-

schen Reich auf rund 15 v. gestellt. An zweiter Stelle hat England mit seinen
Kolonien unter den zollausländischenLieferländernDanzigs gestanden. Jn weitem Ab-

stand sind dann Holland, Norwegen, Frankreich, Belgien, Brasilien usw. gefolgt. Der

Hauptlieferant der Freien Stadt aber ist das mit ihr in Zollunion verbundene

Polen geblieben. Die Danziger Einfuhr aus Polen hat sich im Jahre 4936 auf
115 Mill. Gulden und im vergangenen Jahre auf 127 Mill. Gulden belaufen. Danzig
ist nach Deutschland und Großbritannien der drittgrößteAbnehmer Polnischer Erzeug-
nisse. Die erhebliche Steigerung der Einfuhr polnischer Erzeugnisse von 1936 auf 1937

ist eine Folge der durch die handelspolitischen Maßnahmen Polens verursachten Ver-

ringerung der EinführmöglichkeitenDanzigs aus dem Zollausland. Diese Erscheinung
verdient beachtet zu werden, da sie im Zuge der polnischen Bemühungen liegt, die Freie
Stadt in eine über das Maß der natürlichenVorbedingungen hinausgehende Abhängig-
keit von der polnischen Wirtschaft zu bringen. -

Zusammenfassend stellt der Bericht der Kammer für Außenhandelbezüglichder Dan-

ziger Einfuhr folgendes fest: Das Kontingentabkommen zwischen Dan-·

z i g u n d P o l e n hat zwar der wirtschaftlichen Verständigung zwischen den beiden

Staaten gedient. Es stellt jedoch nur eine Art S t i l l h a l t e a b k o m m e n dar,
dessen Starrheit die Danziger Entwicklungsmöglichkeiten be-

hindert und deshalb gelöst werden muß, zumal der Danzi er Anteil an

der Gesamteinfuhr des Zollgebietels mit nur 5,6 v. völlig unzureichend ist.

Grenzzonengefeiz nnd Konzeisionspoliiik
S e n a t o r W i e s n e r hatte nach verschiedenen erfolglosen Vorstößen in der

Frage des Grenzzonengesetzes im Juli d. J. eine Jnterpellation an den

Ministerpräsidentengerichtet, in der er auf die volksgruppenschädlicheAnwendung dieses
Gesetzes durch die polnischen Behörden hinwies. Der Ministerprästdent beantwortete

diese Jnterpellation im August. Unter Hinweis darauf, daß nach den ihm
von den Wojewodschaftsämternzugegangenen Mitteilungen in der Wojewodschaft
Schlesien 45 und in den Wojewodschaften Posen und Pommerellen gleichfalls einigen zehn
Angehörigender deutschen Volksgruppe die Grunderwerbsgenehmigung erteilt worden sei,
hielt es der Ministerpräsident für angebracht, in seiner Antwort den Vorwurf des Inter-

pellanten, daß die Bitten der Angehörigender deutschen Volksgruppe um die Genehmi-
gung zum Erwerb von Grund und Boden nicht berücksichtigtwerden, als unberechtigt zu-

rückzuweisenund mitzuteilen, daß er keinen Anlaß sehe, in dieser Angelegenheit irgend-
welche Schritte zu unternehmen. Senator Wiesner sah auf Grund dieser Antwort

gezwungen, die Darlegungen des Ministerpräsidentenin einer neuen Jnterpellation unter

dem 6. August d.J. richtigzustellen. Er führte darin im wesentlichen folgendes aus:

,,. ·. Heute, nach ein«-jährigerWirksamkeit dieses Gesetzes müssen wir uns davon über-

zeugen, daß es (hinsichtlich der Ausschließungder Angehörigender deutschen Volksgruppe
vom Landerwerb) nicht bei Einzelfällengeblieben ist, sondern daß hier systematisch vor-

gegangen, d a s G e se tz in allen Grenzwojewodschafteneinheitlich gehandhabt »und zu m

ausschließlichen Schaden der deutschen Volksgruppe ausgelegt
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wird. An Hand hunderter Beispiele (die Jnterpellation führt nicht w eniger als

5 1 3 Fälle a u will ich den Nachweis bringen, daß dieses Gesetz in schwerster und

härtester Weise gegen die Deutschen angewendet wird und daß es a uf G r u n d de k

herrschenden Praxis heute unmöglich ist, daß ein Deutscher
Grund und Boden erwirbt, ja, daß es in vielen Fällen nicht ein-

mal mehr möglich ist, daß er rechtlich das Erbe seines Vaters
a n t r i t t Sehen wir doch klar und deutlich, daß bei einer weiteren Fortsetzung der

bisherigen Methoden in der Anwendung des Grenzzonengesetzesdie deutsche Volksgruppe
im kurzen Zeitraum einer Generation ihren Grund und Boden verloren haben und wurzel-
los dastehen wird Es sind Fälle bekannt, in denen Deutschendie Genehmigung zur

Pachtung von Grundstückenverweigert wurde, auf denen die Familien mehr als hundert
Jahre in treuer und aufopferungsvoller Arbeit ihre Pflicht erfüllt haben. Deutschen
Landarbeitern und Bauern wurde die Genehmigung zum Kauf von Parzellen zwangs-
parzellierter deutscher Güter verweigert. Kein Deutscher erhält die Genehmigung zum

Kauf einer Bauparzelle, um dort eine Wohnstätte errichten zu können Wenn

Sie, Herr Ministerpräsidentin Beantwortung meiner Jnterpellation vom 30. Juni er-

klären, daß in der Wojewodschaft Schlesien 45 Käufer deutscher Nationalität die Ge-

nehmigung zum Grunderwerb und in den Wojewodschaften Posen uud Pommerellen
gleichfalls einige zehn Deutsche diese Genehmigung erhalten haben, so ist diese Tat-

sache angesichts der weit über 1000 Fälle, in denen eine Ableh-
nung erfolgt ist, wohl der beste Beweis dafür, daß hier praktisch
die Deutschen vom Erwerb von Grund und Boden ausgeschloska
s ind. Denn bei der Gegenüberstellungder wenigen Genehmigunserteilungen mit der

ungeheuren Anzahl von über 1000 Ablehnungen ergibt die Tgatsache,daß nicht
einmal fünf Prozent der Ansuchen Deutscher zum Kauf von

Grund und Boden bewilligt worden sind. Das kommt praktisch einer

vollkommenen Ausschaltung gleich.« Zum Schluß richtet Senator Wiesner an den Mini-

sterpräsidentenerneut die dringende Bitte, i. alle durch-das Grenzzonenesetzgeschaffenen
Fälle durch eine besondere Staatsstelle noch einmal überprüfenzu laäenund den Ge-

schädigtenzu ihrem Recht zu verhelfen, 2. eine Verordnung an die-betreffenden Wojewod-
schaften zu erlassen, in der diese angewiesen werden, bei der Anwendung des Grenzzonen-
gesetzesjede Härte und Ungerechtigkeit auszuschalten, und 3. in der kommenden Parla-
mentssesston eine Novellisierung des Grenzzonengesetzeszu veranlassen.

Am 27. August überreichte S e n a to r W i e s n e r dem MinisterpräsidentenSkkad-

kowski eine Denkschrift, in der er 236 Fälle aufführte, in denen Angehörigen der deut-

fchen Volksgruppe die Konzession für den Verkauf von Monopolartikeln und sonstigen
Waren entzogen worden ist. Es muß gleich hinzugefügtwerden, daß es sich bei diesen
236 Fällen nicht um eine erschöpfendeAufstellung handelt. Die Zahl der Fälle, in denen

deutsche Konzessionsinhaberum ihre Existenz gebracht worden sind, wird auf etwa 500 ge-

schätzt. Die Denkschrift führt u. a. folgendes aus: Die Konzesstonist den Betroffenen in

allen Fällen ohne jede äußere Veranlassung und oh n e e d e n sich t b a r e n G r u n d

entzogen worden. Der Entzug ist stets o h n e A n g a b e v o n G r ü n d e n erfolgt.
Auf die Gesuche um Aufklärung sind die Betroffenen ohne Antwort geblieben. An die

Stelle der alten, sind in jedem Falle n eue Konzessionsinhaber getreten. Dadurch und

durch die Tatsache, daß es bei den in Mitleidenschaft gezogenen ausschließlich
um Angehörige der deutschen Volksgruppe gehandelt hat, wird die

offensichtlich fystematischbetriebene Aktion eindeutig als eine volksgruppenfeindlicheMaß-
nahme charakterisiert. Keinem der Betroffenen hat nachgewiesen werden können, daß er

sich als Staatsbürger oder in Ausübung der Konzession irgendein Vergehen hat zu-

fchulden kommen lassen. Der Verlust der Konzessionen bedeutet für
die deutfche Volksgruppe eine weitere Einschränkung ihrer
Lebensmöglichkeiten und damit eine weitere Herabdrückung
i h r e s L e b e n s st a n d a r d s

,
da ihr der Zugang zu neuen Arbeitsplätzenbei den in

Polen herrschendenZuständen so gut wie völlig versperrt ist. Die Denkschrift richtet zum

Schluß an den Ministerpräsidentendie Bitte, alle genannten Fälle einer genauen Prü-
fung unterziehen zu lassen und dort, wo es sich herausstellt, daß kein Grund für die Ent-

ziehung der Konzessionvorhanden gewesen ist, diese den alten Besitzern urürkzugebenund

auf diese Weise einen der deutschen Volksgruppe zugefügtenschweren chaden wi ede r

gutzumachen.
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Osiland-Chwnik
Deutsches Schicksal in Polen

Auf Grund eines Gesetzesaus dem Jahre
1933 kann die Schulbehörde von den

Lehrern der deutschen Privatschulen die

Vorlegung besonderer L o y a l i t ä t s -

ze u g n i sse , die von der zuständigen
Polizeidirektionauszustellen sind, verlangen.
Von dieser Kannvorschrift ist zu Beginn
dieses Schuljahres in Ostoberschlesien erst-
malig Gebrauch gemacht worden. Zwei
L e h r e r n der deutschen Privatschulen in

Königshütte und Pleß ist die Aus-

stellung der Zeugnisse v e r w e i g e rt

worden, so daß sie ihr Amt nicht mehr aus-

üben können. — Die von 22 bzw. 200

Kindern besuchten öffentlichend e u t s ch e n

Volksschulen in Michalkowitz
und Kattowitz-Zalenze sind ge-
sch l osse n worden. — Den zum Staats-

gymnasium mit deutscher Unterrichts-
sprache in B i e litz angemeldeten Kindern,
deren Eltern nichtpolnischer Staatsange-
hörigkeit sind, wurde zu Beginn dieses
Schuljahres erstmalig die Aufnahme in diese
Schule verwei ert. — Bei den immer noch
andauernden chulstreikprozessen
in Ostoberschlesien kam es mehrfach zu
dramatischen Szenen. Jn Königshütte er-

klärten die Väter der vom Besuch der

deutschen Schulen zurückgewiesenenKinder,
ste könnten sich nicht erklären, wieso ihre
Kinder die deutsche Sprachprüfung nicht
bestanden haben sollen, da sie ja die polni-
sche Sprache weder sprechen noch verstehen.
Ein Erziehungsberechtigter wies darauf hin,
daß sein Kind gar nicht im Schulstreik
befinde, sondern einfach deshalb die Schule
nicht besuche, weil es nichts zum Anziehen
habe. Das Gericht erhöhte darauf die

diesem Deutschen auferlegte Verwaltungs-
strafe von 10 auf 30 Zloty. Jn einem all

wies eine Witwe darauf hin, daß drei i rer

Kinder die deutsche Schule besuchen und

daß es unbillig sei, das vierte Kind wegen
angeblich unzureichender deutscher Sprach-
kenntnisse in die polnische Schule zu
zwingen. Das Gericht nahm diese Erklä-
rung nicht zur Kenntnis und bestätigtedie

Verwaltungsstrafe von 40 Zloty. Jn einem

Falle wurde ein Kind vom Besuch der deut-

schen Schule zurückgewiesen,obwohl seine
sechs älteren Geschwister bereits diese Schule
besuchen. Einem Erziehungsberechtigten
wurde das Recht, sein Kind zur deutschen
Schule zu schicken,mit der Begründungbe-

stritten, daß er sich als Geschäftsmann mit-

seinen polnischen Kunden in polnischer
Sprache unterhalte, »also Pole sei«! —

Die Nybniker Steinkohlenge-
w e r s ch a ft hat zwei auf Emmagrube be-

schäftigte deutsche Beamte ent-

lassen. Einer von ihnen ist der Vor-

sitzendeder Nybniker Ortsgruppe des Ver-
bandes deutscher Angestellten, der andere ist
Mitglied dieses Verbandes. Die Ent-

lassenen haben zu den letzten, auf den Nyb-
niker Gruben überhaupt noch beschäftigtendeutschen Beamten gehört.

— as

Oberste Gericht in Warschau hat das

vom Bezirksgericht in Gnesen im Oktober
v. J. gegen den deutschen Wanderlehrer
E r n st H o w e gefällte Urteil bestätigt.
Howe hat zum Besuch polnischer Schulen
gezwungenen deutschen Kindern mit Erlaub-
nis des Evangelischen Konsistoriums Ne-

ligionsunterricht erteilt. Dabei hat
er, da die betreffenden deutschen Kinder in

den polnischen Schulen weder ausreichenden
Unterricht in deutscher Sprache erhalten
noch die gotische Schrift, in der die deut-

schen Gesangbücher,Katechismen, Gebet-

bücher usw. ausschließlichgedruckt sind,
erlernen, naturgemäß auch deutschen Lese-
und Schreibunterricht erteilen müssen. Diese
unvermeidliche Ergänzung des Neligions-
unterrichts hat das Oberste Gericht ge-

glaubt, als ,,illegalen Unterricht« betrachten
zu müssen. — Die einklassigedeutsche Min-

derheitsschule in Mittel-Lazisk im Kreise
Pleß ist von den polnischen Behörden auf-
gelöstworden. Die deutschen Kinder werden

zum Besuch der polnischen Schule ge-

zwungen. Eine Begründung für dieseMaß-
nahme haben die Behörden nicht gegeben.
— Die evangelischenGeistlichen Dr. W a g-
n e r , Pfarrvikar N e st m a n n und Pfarr-
vikar P r z y b i l l a , sämtlich aus Katto-

witz, sind durch Verfügung des Wojewod-
schaftsamtes aus der Grenzzone
a u s g e w i e se n worden. Der Aufenthalt
und das Wohnen in der Grenzzone ist den

drei deutschen Geistlichen bis auf Widerruf
verboten. —- Auch in Pommerellen sind
mehrere Volksangehörige a u s d e r

Grenzzone ausgewiesen worden.

Bei den Betroffenen handelt es sich um den

Geschäftsführer des Landbundes Weichsel-
gau Fritz Kuchenbäcker in Schwetz,
den Landwirt Arthur M a n t h ei in Osche
bei Schweiz und einige weitere deutsche
Bauern aus dem Kreise Kulm, durchweg
um Personen, die seit Jahrzehnten dort an-
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sässig sind und jetzt durch die Ausweisung
von ihrem Besitz vertrieben werden«

Ein SchaustückpolnischerToleranz
Der Erzbischof der mit Rom unierten

griechisch-katholischenKirche in Ostgalizien,
Graf Andreas Szeptyckij in Lem-

berg erließ einen Hirtenbrief, dessen Vet-

breitung in Polen sofort von der Staats-

polizei v e r b o te n wurde. Jn diesem
H i r t e n b r i e f heißtes über die Aufsehen
erregenden staatlichen Maßnahmen gegen
die orthodoxe Kirche in den Ost-
gebieten und die davon betroffene ukraini-

scheBevölkerung: »Die Ereignisseder letzten
Monate in Cholm zwingen mich, öffentlich
zur Verteidigung unserer verfolgten Brüder
von der nicht mit Rom unierten Kirche
Wolhyniens, Cholms, Polesiens aufzu-
stehen und euch zum Gebete und zur Buße
aufzurufen, damit der Himmel Gottes

Gnade verleihen möge. U « g e s ä h r 1 0 0

Kirchen sind ihnen weggenom-
men und niedergerissen worden;
viele wurden geschlossen; einige wurden

durch unbekannte Uebeltäter n i e d e r -

g e b r a n n t. Jn den geschlossenenKirchen
und Kapellen sind Gottesdienste
innerhalb und »außerhalb der

Gebäude verboten worden. Unter

den zerstörtenKirchen befinden sich v i e l e

alte Denkmäler kirchlichek
A r ch i te k t u r. Sehr oft sind sogar die

Paramenten vernichtet worden. Zuweilen
wurden die Gläubigen mit G e w a l t g e -

zwungen, den katholischen
Glauben des lateinischen Nitus

anzunehmen. Priester, die nur auf
die kärglicheUnterstützungder Armen ange-

wiesen unter dem Befehl ihrer geistlichen
Oberen ihr Hirtenamt ausübten, sind ver-

bannt und mit Geldbußen oder

mit Gefängnis schwer bestraft
worden. Unschuldige Leute sind mißhandelt
und aus ihren Häusern vertrieben worden.

Es ist nicht einmal gestattet, in der Mutter-

sprache Katechismusunterricht zu erteilen

oder zu predigen.«Weitere Berichte melden,
daß die römisch-katholischenBischöfe in den

Ostgebieten Polens die ,,Nürkgabe« von

gegen 700 orthodoxen Kirchen fordern, aber

vor den ordentlichen Gerichten mit diesen
Ansprüchen abgewiesen wurden. Infolge-
dessen bemühte der Vatik a n um ein

Abkommen mit dem polnischen Staat über

die Nückgabe,,,Nevindikation« der ortho-
doxen Kirchen, die im 19. Jahrhundert nach
den polnischen Aufständen in Kvngreßpolen
und in den Ostgebieten von der russischen
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Regierung der orthodoxen Kirche übergeben
worden seien. Obwohl ukrainische Abge-
ordnete im Sejm ausführten, daß 9 0 v.

dieser Gotteshäuser niemals

römisch-katholisch gewesen sei-
e n , ratifizierte der Sejm den Vertrag.
Auf Grund dieses Abkommens

sind nach einer Zusammen-
stellung der erzbischöflichen
Kurie 1 14 orthvdoxe Kirchen
gewaltsam zerstört worden. Ein

Teil davon war schon vorher Polizeilichge-

schlossenund die Gottesdienste,die die ortho-
doxe ukrainische Bevölkerungnur vor den

geschlossenen Kirchen hielt, immer wieder

durch Polizeigewalt gestört worden. Immer-

hin waren unter den 114 zerstörtenKirchen
noch 56 bis zuletzt im Gebrauch und wurden

gegen den Widerstand der Bevölkerungvon

der Polizei niedergerissen. Je eine dieser
Kirchen stammte aus dem 12. Jahrhundert
und aus dem 16. Jahrhundert, drei aus

dem 17. und 18. Jahrhundert; 38 wurden

im 19. Jahrhundert (vor 1875) von der

orthodoxen ukrainischen Bevölkerung er-

richtet, 20 erst in den Jahren 1929 bis

1936 und unter Teilnahme polnischer Be-

hörden nach orthodoxem Nitus eingeweiht.
Weitere orthodoxe Kirchen wurden als

»Verkehrshindernisse« gesprengt,
wie vor Jahren die orthodoxe K Athe-
drale auf dem Sachsenplatz in

W a r i ch A U und jetzt die orthodoxe
KirThe in Grodno. Außer den zer-
störten Kirchen verlor die Drthodoxe Kirche
noch zahlreiche andere Gotteshäuser, die die

Polizei der römisch-katholischenKirche über-
gab, so daß der Gesamtverlust bis-

her etwa 400 Kirchen beträgt. Auch
polnisch-evangelische Blätter wenden sich
gegen diese Vergewaltigungder orthodoxen
Gemeinden. Man befürchtet,daß dieses
Vorgehen, das sich von den Maßnahmen
der Bolschewisten jenseits der nahen russi-
schen Grenze wenig unterscheidet, kirchlich,
weltanschaulich und politisch unter der

ukrainischen Bevölkerung,aber auch fü k

den polnischen Staat üble

F o l g e n haben wird.

Pastor Kleindienst aus dem Amt gedrängt
Der verdienstoolle Führer der Deutschen

Wolhyniens und Vorsitzende der Arbeits-

gemeinschaft deutscher Pastvren, Pastvr
D. Alfred Kleindienst in Lack-
erhielt während seines Urlaubs am

27. September d.J. eine Verfügung des

Warschauer Konsistoriums, die ihn mit

Wirkung vom 1.0ktober d.J. seines



A m te s e n t h o b. Als Begründungwurde

angeführt, daß der wolhynische Wojewode
D. KleindienstdiepolnischeStaats-
bürgerschaft aberkannt habe.
Diese Maßnahme des Wojewoden ist aber

noch nicht rechtskräftig,da D. Kleindienst

dagegen
das ihm zustehende Nechtsmittel

der lage vor dem Obersten Verwaltungs-
tribunal in Warschau eingelegt hat-
D. Kleindienst ist in Lock, also im jetzigen
Polen geboren; seine Familie ist
dort seit 300 Jahren ansässig.
Während des Weltkrieges mußte Klein-

dienst infol e der kriegerischen Ereignisse
sich nach etersburg und in das Wolga-

ebiet begeben. Von dort kehrte er durch
Eermittlungdes polnischen Konsulates, das

ihn als polnischen Bürger reklamierte, 19211

nach Lurk zurück und war dort 17 Jahre
Pastor, ohne daß seine Staatsangehörigkeit
bisher bezweifelt wurde; er erhielt vielmehr
mehrfach auch polnische Auslandspässe, die

ihn als polnischen Bürger auswiesen. Jetzt
wird er während seines Urlaubs mit einer

Frist von 5 Tagen seines Amtes enthoben
ohne jedes Wort des Dankes für seine
Tätigkeit oder auch nur des Bedauerns, und

soll mit seiner kränklichenFrau nebst seinen
5 noch schulpslichtigen Kindern brotlos ge-

macht werden, während nach polnischem
Recht selbst bei einem Angestellten eine

Kündigung während des Urlaubs über-

haupt ausgeschlossen ist und jedes Dienst-
mädchen nur nach 14tägiger, jede Stenoty-
pistin nur nach dreimonatiger Kündigungs-
frist entlassen werden kann. Wie nach
17 Jahren ein Geistlicher an seinem Ge-
burtsort plötzlich zu einem russischen
Staatsangehörigen gemacht werden soll,
bleibt allen Nechtskennern unerfindlich. Ein-

gaben an den Ministerpräsidenten,an den

Jnnenminister, an den Kultusminister und

an das Konsistorium hatten zur Folge, daß
das Konsistorium seine ungerechte Maß-
nahme a ufsch i e b e n mußte, bis zur
Entscheidung des Obersten Verwaltungs-
tribunals über die Staatsangehörigkeit
D. Kleindiensts, über dem also weiter das

Damoklesschwert hängen bleibt.

Polonisterung von Familiennamen
Jn letzter Zeit mehren in Posen und

Pommerellen die Fälle, daß Personen, die

sich zum deutschen Volkstum bekennen, vom

Polnischen Westverband ein

Schreiben erhalten, in denen ste aufgefordert
werden, ihre Namen zu polonisieren. Diese
Schreiben haben folgenden Wortlaut:
»Wie wir uns überzeugen konnten, besitzen
Sie, obwohl Sie polnischer Nationalität(!)

sind, bedauerlicherweiseeinen germanisierten
Namen. Da es unsere Aufgabe ist, Polen,
die germanisierte Namen besitzen, auf die

Unmöglichkeitdieses Sachverhaltes hinzu-
weisen, wenden wir uns an Sie mit dem

Appell, eine Berichtigung
Jhres Namens durchzuführen.
Jn der Anlage übersendenwir Jhnen ein

Formular, das zur kostenlosen
Namensänderung dient, welches Sie nach
genauer Ausfüllung und Beifügung der

notwendigen Dokumente an den Kreis-

starosten übersendenwollen, in dessen Bezirk
sich Jhr Geburtsort und der Ort der Ehe-
schließungbefinden. Wir erwarten Jhre
Benachrichtigungüber die Durchführungder

Aenderung Jhres germanisierten Namens
und verbleiben hochachtungsvoll . . . .«

Unter eichnet sind die Schreiben von de

betreffendenGaustellen des Polnischen
Westverbandes. Bei den Empfängern
handelt es sich, wie gesagt, um Personen,
die zum Deutschtum bekennen und dieses
Bekenntnis durch die Mitgliedschaft bei

deutschen Organisationen bekunden-

Lehrstühleder Polonistik an den Hoch-
schulen Europas
Der «Kurjer Warszawski« brachte am

30. August eine interessante Zusammen-
stellung der Lehrstühleder Polonistik in den

einzelnen Staaten Europas: »Am meisten
solcher Universitätsstädte, nämlich 17, in

denen man mit der Polonistik beschäf-
tigt, gibt es in Deutschland, und zwar
Berlin, Braunsberg, Breslau, Göttingen,
Greifswald, Halle, Hamburg, Heidelberg,
«Jena, Kiel, Königsberg,Leipzig,München,
Münster, Tübingen,Wien und Würzburg.
Also fast alle Universitätsstädtehaben Lehr-
stühle der Polonistik. Wenn wir hinzu-
fügen, daß in München die »Polnische
Bibliothek« erscheint, daß heute auf dem

deutschen Büchermarkt das polnische Buch
neben dem französischenoder italienischen
eine achtbare Stellung einnimmt, so sind die

Früchte der Polonistik ganz hervor-
ragend und imponierendl Nach
Deutschland folgt F r a n k r e i ch. Es weist
10 Lehrstühleder Polonistik auf, und zwar
in Bordeaux, Dijon, Grenoble, Lille, Lyon,
Montpellier, Nanry, Paris, Straßburg
und Toulouse. Nach Frankreich kommt
Jtalien mit 7 Städten, und zwar Bo-

logna, Florenz, Mailand, Padua, Rom,
Triest und Turm Jn diesen Städten gibt
kg Lehkstühle,della lingua, letteratura e

cultura polacca«. Jn Jtalien verbreiten 4

italienisch-polnische Gesellschaften, nämlich
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in Rom, Turin, Bologna und Venedig, den

Kult unserer Kultur, unserer Sprache und

unserer Kunst, während der Mirkiewicz-
Verlag in Rom alljährlich10 bis 20 neue

und alte Uebersetzungenaus der polnischen
Sprache in die italienische herausbringt!
Jn E n g l a n d haben 4 Universitäten, und

zwar in Burmingham, Cambridge, Liver-

pool und London, Lehrstühle ,0k poljsh
MUSAGET geschaffen. Jn London gibt es

eine Buchhandlung, in der auch Ueber-

setzungen aus unserer Literatur und Bücher
über Polen erscheinen. Ebenso viel Lehr-
stühle gibt es in Südslawien, Und

zwar in Belgrad, Laibarh, Skoplje und

Agram. Jn S chweden haben wir Z-
und zwar in Lund, Stockholm und Upflllkh
ebenso viele in der Tschkcho-Slowa-
kei, nämlich in Preßburg,Brünn und

Prag Je zwei Lehrstühlehaben wir in

N u m ä n i e n (Bukarestund Tschernowitz),
in der S ch w e iz (Bern und Freiburg)- in

U n g a r n (Budapest und Debreczyll)- in

D ä n e m a r k (Aarhus und Kopenhagen)
und je einen in L itauen (Kauen), Bel-

gien (Brüssel), Bul a r i e n (Sofia),
Estland (Dorpatz,iFinnland (.Hel-
sinki), Lettland( iga) und Holland
(Ler)den).«

Die Frage nach der Volkszugehörigkeit
Vor einiger Zeit haben die Woje-

w o d e n Verordnungen erlassen, die ein

Muster für Anträ e zur Erteilung der

Genehmigung zum IFchlußvon Verträgen
über Erwerb, Pachtung Verwaltung und

Nutznießung von Grundstückenin der

Grenzzone enthalten. Zu dem Antrags-
formular gehört ein Fragebogen, der vom

Antragsteller ausgefülltwerden muß. Dar-

auf wird u.a. auch nach der Volks-

zugehörigkeit und dem Reli-

gionsbekenntnis des Antrag-
stellers gefragt. Durch diese Frage-
stellung wird offiziell zu egeben, was von

den höchstenstaatlichen tellen, z.B. vom

Ministerpräsidenten,stets abgestritten wor-

den ist, daß nämlich die Genehmigung oder

Ablehnung der --Anträgeaus Grundstücks-
erwerb usw. von der Volkszugehörigkeitdes

Antragstellers abhängig ist. Zugleich lie t

hier ein Verstoß egen die deutsch-polnisage
Volksgruppen-Er lärung vom November
v.J. vor, in dessen Punkt 5 ausdrücklich

verlangt wird, daß die Angehörigen der

deutschen Volksgruppe auf wirtschaftlichem
Gebiet dieselben Rechte wie die Angehörigen
des Staatsvolkes genießenund insbesondere
hinsichtlich des Erwerbs von Grundstücken
nicht schlechtergestellt werden sollen.
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Deutscher in Memel erfchossen
Am 10— Oktober wurde der Reichs-

deutsche Harry Kranich in Memel von

einem litauischen Grenzbeamten hinter-
rücks erschossen. Der Litauer ver-

suchte nach der Tat zu flüchten, wurde

aber efaßt. Der ermordete Deutsche-fuhr
als och auf dem Hamburger Dampfer
,,Bernhard«. Auf seinen Fahrten zwischen
Memel und Hamburg hatte er hin und

wieder für Bekannte kleine Geschenke be-

sorgt. Das war auch dieses Mal der Fall.
Einer Memelerin hatte er von deren Ham-
burger Verwandten einen gebrauchten
Bettvorleger und drei Flaschen Wein mit-

gebracht. Auf dem Weg vom Schiff in die

Stadt wurden Kranich und die Memelerin
von dem GrenzpolizeibeamtenLelys gestellt
und durchsucht. Als ein anderer Beamter

hinzukam, der zwei Schmuggelverdächtige
festgenommen hatte, versuchte Kranich den

Beamten zu entkommen. Lelys verfolgte
ihn und schoßihn mit zwei Schüssen nieder.
Das deutsche Generalkonsulat hat sofort die

notwendigen Schritte unternommen.

Vom Deutschtumin Wolhynien
Der ,,Jlustrowant) Kuryer Codzienny«

hat in letzter Zeit mehrfach sensationelle
sNachrichten über das Deut chtum in

Wolhynien verbreitet. ach diesen
Meldungen hat es den Anschein, als ob

Wolhynien auf dem besten Wege sei, eine

rein deutsche Provinz zu werden. Dem-

gegenübermuß leider festgestellt werden,
daß hierzu alle Voraussetzungen fehlen·
Einige Tatsachen, die eine ehr deutliche
Sprache sprechen, sollen angeführtwerden-
Es steht fest, daß die Deutschen in Wol-

hynien nach dem Kriege kein neues

Land erworben, sondern infolge der

Kriegsereignifse und des Agrargeetzes vom

20.Juni1924 etwa 50 v. . ihres
Besitzes ein ebüßt haben. Außer-
dem haben die Deutschenseit dem Krieg
56 Schulen verloren. Was die

evangelische Kirche angeht, so wäre her-
vorzuheben, daß in letzterZeit zwei neue

Kirchspiele gegründet wurden; doch sind
diefe Kirchspiele polnisch. Auf wirt-

schaftlichem Gebiet ist das G e n o s f e n -

schaftswesen der Deutschen in Wol-

hynien gegenüberdem der anderen Natio-

nalitäten des Landes am schwächstenent-

wickelt. Schließlich,um auf die Angriffe
wegen der ukrainischen evangelischen Be-

wegun zu antworten, steht fest, daß von

deut cher Seite kein einziger
Groschen dafür ausgegeben



wird. Diese evangelische Mission unter den

Ukrainern wird vielmehr von S ch w e d e n

unterstützt; Schirmherren der Bewegung
sind dabei die Polen Bischof D. B u rsch e

und Generalsuperintendent S k i e r s k i
, die

beide in Warschau amtieren.

Die Vorwahlen zum Seim
Am is. Oktober fanden die Borwahlen

zu den Sejmwahlen start. An diesem Tage
traten in den 104 Wahlbezirken, in die das

polnische Staatsgebiet eingeteilt ist, die in

den letzten Wochen gebildeten Bezirkswahl-
versammlungen zusammen, um die Kandi-
daten für die Sejmwahl zu wählen. Diese
Vorwahlen sind an den gan en Sejm-
wahlen eigentlich der wichtigste Teil.Denn

nach den Bestimmungen des Wahlgesetzes
von 1985 entscheidet es sich bei den Vor-

wahlen, welche Männer der gewöhnliche
Staatsbürger bei den Sejmwahlen als

Kandidaten vorgesetzt bekommt, ob und

welchem Umfang die Opposition im Parla-
ment vertreten sein kann und ob sie ihre
Anhänger auffordern wird, an den

Sejmwahlen zu beteiligen. Die Vorwahlen
haben spätestens am 30. Tage nach Auf-
lösung des Sejm stattzufinden. Am

36. Tage müssen die Ergebnisse der Vor-

wahlen, also die endgültigen Kandidaten-

lisien, bekannt gegeben werden; und späte-
stens am 60. Tage haben die Wahlen zum

Sejm stattzufinden·

Gdingen als Baumwollhafen
Jn Gdin en wurde kürzlich eine

B a u m w o l b ö r s e eröffnet. Zu diesem
Ereignis nahm der »Kurjer Poznanski«
u.a. in folgender Weise Stellung: »Nicht
nur Polen, sondern auch eine ganze Reihe
anderer Staaten waren jahrelang dazu
verurteilt, die Handelsvermittlung von Bre-

men, Le Havre, Liverpool und anderen

Weltverteilungsplätzen(für Baumwolle) in

Anspruch zu nehmen. Schon im Jahre
1 9 2 3 tauchte der Gedanke auf, die Baum-
wolle nach polnischen Häfen herüberzu-
ziehen. Aber der Danziger Haer und die

mit ihm arbeitenden Wirtschaftskreise unter-

lagen damals dem Druck von Bremen und

verwarfen den Gedanken an intensivere Be-

mühungen, die Baumwolltransporte über

den Danziger Hafen zu leiten. Der Gedanke
wurde im Jahre 1 9 3 1 wieder aufge-
nommen, als der Hafen von Gdingen tech-
nisch bereits genügend ausgestattet war-

Der Baumwolltransport über

G d i n g e n wuchs in schnellem Tempo·
Nach Angaben des Seeamtes wird das An-

steigen der Baumwollimporte durch folgende
Zahlen charakterisiert (in 1000 Tonnen):

1931 . . . 6,1 1935 . . . 85,1
1932 . . 26,8 1936 91,8
1933 . . . 77,7 1937 . . . 93,0
1934 . . . 82,9

Nach Berechnungen von Gdingener Schiffs-
makler werden aus USA. jährlichungefähr
60 000 Tonnen Baumwolle eingeführt. Jn

unserer geopolitischen Lage, angesichts des

Entstehens eines geeinten Großdeutschlands,
müssen Polen, die baltischen
Staaten und weitere Land-

striche im Süden unserer Staats-

renzen von den deutschen
Verkehrs-und Handelszentren
f r e i m a ch e n. Darauf muß sich der Auf-
bau der polnischen Häfen stützen. Die

heutige Position Gdingens als Baumwoll-

hafen ist beispielhaft und zeugt von seiner
natürlichen Bestimmung als Verteilungs-
hafen im Großhandel.«

UnzureichendeAbänderungdes Wahlgesetzes
zum Memellandtag
Die Kauener Regierung hat einige

Bestimmun en des Wahlge-
setzes zum emellandtag ab-

e ä n d e r t. Die Abänderungendienen der

Zereinfachungder Wahlprozedur. So ist
z.B. vorgesehen, daß die Wahlzettel den

Wählern mindestens drei Tage vor der

Wahl zugestellt werden müssen,so daß die

Wähler Gelegenheit haben, zu Hause in

Ruhe die Namen der 26 Kandidaten, denen

sie ihre Stimme geben wollen, auszusuchen.
Weiter ist vorgesehen, daß die Auszählung
des Wahlergebnisses nicht mehr vom

Hauptwahlausschuß,sondern von den ört-

lichen Wahlausschüssen vorgenommen wer-

den soll. Usw. Gestrichen worden ist
die Bestimmung des Wahlgesetzes von 1935,

derzufolge gersonennicht wählbar sind,
»die einer r anisation angehört haben,
welche gemäßgerichtsurteilden Zweck ver-

folgte, Litauen die Unabhängigkeit zu
nehmen oder von Litauen einen Gebietsteil ab-

zutrennen, falls von diesem Gerichtsurteil
an gerechnet noch nicht 5 Jahre verflossen
sind.« Durch die Streichung dieser Bestim-
mung erhält ein Teil der des Wahlrechtes
beraubten Memelländer das Wahlrecht zu-
rück. Doch muß die Abänderung des Ge-

setzes noch als unzureichend bezeichnet
werden. Denn es sind noch einige Bestim-
mungen in Kraft eblieben, durch die einer

großen Zahl von Ziemelländerndas Wahl-
recht vorenthalten wird. Solange das

diesen Personen zugefügte Unrecht nicht
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wieder gutgemacht ist, kann von mernel-

ländischer Seite nicht anerkannt werden,
daß die Landta swahlen ordnungFemåßdurchgeführtwergemAuch ist der riegs-
zustand noch immer nicht beseitigt. Und

schließlichist auch noch keine Garantie da-

für gegeben, daß nicht wieder, wie bei allen

früheren Wahlen, Massen landfremder

Bücher über

Die Wunde Europas. Das Schicksal der

TschechwSlowakei. Unter Mitwirkung von

Rudolf Fischer und Walde-nur Wucher, heraus-
egeben von Friedrich eiß. Volk und

gleichVerlag G.n1.b..H., klin WO, 1938.

299 Seiten. — Dieses Buch,das eine großeAn-

zahl der besten Kenner der tschecho-slowakischen
Frage zu seinen Mitarbeitern zählt, stellt gleich-
sam einen abschließendenBericht dar über das,
was in den letzten zwei Jahrzehnten zwischen
Eger und Chust gewesen ist· Ein Abriß der

Geschichte Böhmens (Rudolf Craemel«) Und

zwei volkspsychologischeBetrachtungen über das

Tlchechenkllm (J0lkf Rest) und die Jdee Und

Technik des tschechischen Volkstumskarnpfes
(Nudolf Jung) geben die Grundlagen für das

Verständnis der folgenden Kapitel. Der End-

kanipf um die Errichtung des tschechischen
Staates wird von verschiedenen Seiten be-

leuchtet: Jnlands- und Auslandsrevolutionäre
arbeiten während des Krieges an der Zersetzung
der- Habsburgermonarchie (Hans Krebs). Jn
den Denkschriften, die der Friedenskonferenz
vorgelegt werden, wird ein Staat zusammen-
gelogen (Grazian). Von diesen Denkschriftetl
verdient vor allem das Memoike lll, das den

Anspruch der Tschechen auf die sudeten-
deutschen Gebiete rechtfertigen sollte- Be-

achtung (Karl Viererbl). Aus den wehrpoliti-
schen Gedanken, die den tschechischen Gebiets-

forderungen zugrundelagen, lassen sich sowohl die

Furcht der Tschechen oor der deutschen Ver-

geltung wie ihre weitergehenden macht- und

volkspolitischen Expansionsabsichten erkennen

(Oskar von Niedermayer). Jn ihrer räum-

lichen Umreißung stellte die Tschecho-Slowakei
das sonderbarste unter den sonderbaren Ge-
bilden dar, die den Pariser Vorortdiktaten ihre
Entstehung verdankten (Karl C. von Loesch).
Jnteressant ist das Kapitel über die Rechts-
grundsätze der Staatsentstehung (Hermann
Naschhofer). Ueber die Wirtschaft der Tschecho-
Slowakei berichtet Adrian Schürer, und Walter

Wache weist nach, daß dieser Staat das Gesetz

Leute, die im Metnelgebiet kein Heimat-
recht haben, zur Wahlurne gebracht werden«
Es wäre ein Zeichen politischer Klugheit,
wenn die Kauener Regierung sich dazu
entschließenwürde, auch den anderen, noch
nicht erfüllten Forderungen der- Nie-nd-
länder hinsichtlich der Landtagswahlen
Rechnung zu tragen.

den Osten
der Deutschenfeindschaft,nach dem er angetreten
war, bis zur Neige erfüllt hat. Jn die politi-
schen Ostprobleme des Prager Machtbereiches
führen Josef Rost, herbert Sachse und Geokg
Hartmann ein, die über die einander wider-
streitenden Staats- und Volkstumsgedanken des

slowakischen Raumes berichten. Die gegen-
wärtig besonders akute Frage des Teschener
Schlesien wird von Christoph von Jmhoff be-

handelt, und die vielseitige Judenfrage in der

Tschecho-Slowakei wird von Georg Hartmann
erörtert. Die letzten Kapitel beschäftigensich mit

dem-Deutschtucn der Sudetenländer, teils unter

politischem Gesichtswinkel, wie Gustav Walter,
Adrian Schürer, Robert Böheimb und Hermann
Raschhofer, die die Volksgrenze und den Wirt-

schaftskampf, die Sudetendeutsche Partei und

Verfassungsfragen behandeln, teils vorn kultu-
rellen Gesichtspunkt aus, wie Ernst Leibl, Fried-
kich Hübner, Josef Nadler und Walther
Wünsch,die über die sudetendeutsche Landschaft
und die Kulturleistungen der Sudetendeutschen,
besonders auf dem Gebiete der Dichtung und der

Musik sprechen. Das Buch ist reich mit Karten
und Bildern ausgestattet. Dr- K-

Deutsch-Böhmen.Schicksal und Weg der

Sudetendeutschen. Von Walter Schnee-
fu ß. Wilhelm Goldrnann Verlag, Leipzig 1938.

186 Seiten. Preis 3,30 RM. — Das Buch
ist volkstümlichgehalten. Es bietet einen brauch-
baren Ueberblick über die politische Entwicklung
des Sudetendeutschtums, in erster Linie des

Deutschturns in Böhmen etwa von der Mitte
des vorigen Jahrhunderts-an Vor allem wird
der Volkstumskamps seit der Errichtung dek

Tschecho-Slowakei geschildert,die politische Ohn-
macht der Deutschen, die durch die Einigungs-
bewegung, zuerst die DNSAP nnd dann die

SdP. überwunden worden ist. Jn einem An-

hang sind mehrere für die neueste Geschkchte des

Sudetendeutschtums wichtige Dokurnente abge-
druckt. Die Darstellung reicht zeitlich so weit,
daß der Anschluß an die Ereignisse der letzten
Wochen ohne weiteres gegeben ist. Dr- K-
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